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der

fünften Sitzung des Landtages zu Laibach
am 13. A pril 1861.

Beginn der Sitzung 1 1 3/4 Uhr Vormittags.

Anwesende: P r ä s i d e n t :  Herr Landeshauptmann Freiherr v. Code l l i .  — K. f. L a n b e s --Chef  D r. Carl 
Ul lepi tsch Edler v. K r a i n f e l s .  — S c h r i f t f ü h r e r :  Abg. Ambrosch.  — Alle Deputirten anwesend, mit 
Ausnahme S r .  fürstbischöf l .  Gnaden  und der Herren Abgeordneten: Baron Anton ZoiS,  Dechant Thoman ,

M u  l l ey ,  Locker und V  i l h a r.

P er Präsident fordert den Schriftführer auf, das Sitzungö- 
protokoll vom 11. April zu lesen.

Schriftf. D r. S u p p a n  (liest dasselbe).
Auf daö Befragen des Präsidenten, ob Jemand ge­

gen den Inhalt und die Fassung des Protokolls etwas 
einzuwenden habe, erhebt sich

Abg. G u t t m a u : Ich glaube, daß nteht Antrag nicht 
beseitigt, sondern an den Ausschuß gewiesen worden ist.

P r ä s i d e n t :  Hier im Hause ist er für jetzt beseitigt.
Abg. Ambrosch : Rach der Erklärung des Herrn 

Präsidenten ist cs dem Herrn Antragsteller freigestellt wor­
den, seinerzeit de» Antrag beim Ausschüsse einzubringen.

( P r ä s i d e n t  bekräftigt dies.)
Abg. Dr. B  l e i w e i s : Der Antrag ist auch nach 

meiner Ansicht nicht als gefallen zu betrachten, sondern 
nur in so lauge als vertagt anzusehen, bis wir wissen, über 
welche M ittel wir disponiren können.

P r ä s i d e n t :  Ich glaube dies nicht. I n  dieser 
Session ist der Antrag, nachdem er nicht unterstützt wor­
den ist, als gefallen zu betrachten für diese Session, und 
so haben sich auch die Herren ausgesprochen.

Schriftf. Dr. S u p p a n :  Ich bitte mir mitzutheilen, 
ob irgend eine Berichtigung vorgenommen werden soll und 
in welcher Richtung.

Abg. D r. B l c i w e i s :  Ich habe die Vertagung be­
antragt, nicht „ad calendas graecas“ , sondern so lange, 
bis wir in Kenntniß gekommen sind, über welche Fonde 
wir disponiren können. Das war meine Motivirung aus 
dem Vorangcgaugencn.

Schriftf. Dr. S u p p a n :  Ich glaube, daß das auch 
darin enthalten ist.

P r ä s i d e n t :  Es ist ja ausdrücklich darin bemerkt.
Schriftf. Dr. S u p p a n :  Als Dringlichkeitöantrag 

wurde er nicht unterstützt.

P r ä s i d e n t :  Für diese Sitzung nämlich.
(Da sich auf die Frage des Präsidenten, ob sonst 

noch Jemand eine Bemerkung zu machen habe, Niemand 
erhebt, wird daS Protokoll angenommen und vom Prä­
sidenten, dem Schriftführer und auf Ersuchen des Prä­
sidenten auch von den Abgeordneten Gustav Gras Aueröpcrg 
und Sagorz unterfertigt.)

P r ä s i d e n t :  Es ist mir ein Antrag des Herrn 
Dr. Suppan zuackommen, unterstützt von den Herren v. 
Langer, Gustav Graf Auersperg, Anton Graf Auersperg, 
Sagorz und Rudesch, des Inhalts:

„D ie Unterzeichnete» beantragen, es wolle der hohe 
Landtag beschließen:

1. eine Petition an Se. k. k. Apostol. Majestät zu 
richten, daß die Einführung des mit kais. Verordnung vom 
12. M a i 1859 kundgemachten Gesetzes über die künftige 
Besteuerung des Gebrauches von Wein und Fleisch, dessen 
Wirksamkeit mit allerh. Handschreiben vom 15. September 
1859 auf den 1. M a i 1860 und mit der weitern allerh. 
Entschließung vom 16. April 1860 für Kroatien, Slavo- 
nien, Krain und Istrien bis zum 1. November 1861 sus- 
pendirt wurde, — für das Herzogthum Krain neuerlich 
und in so lange aufgeschoben werde, bis der hohe Reichs­
rath über den Fortbestand oder doch die nvthwendigen 
Modifikationen dieses Steuergcsetzes einen Beschluß gefaßt 
haben w irb;

2. zur Verfassung der Petition ein Comitä nieder­
zusetzen, und

3. die Petition den »ach Wien in den hohen Reichs- 
rath zu entsendenden Landtags-Mitgliedern zu dem Ende 
einzuhändigen, damit selbe als eine Deputation dieses 
Landtages die Petition Sr. Erzellcnz dem Herrn Finanz- 
minister zur weitern Ueberreichung an Se. k. k. Apostol. 
Majestät übergeben".
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Dieser Antrag w ird, wie ich schon zu bemerken Die 
Ehre hatte, von fünf Abgeordneten unterstützt, er kann 
also zur Berathnng kommen; ich bringe denselben hiermit 
zur Diskussion und glaube, daß wir über jeden Punkt 
dieses Antrages separat diökutiren sollen. Der erste Punkt 
wäre also: „Eine Petition an Se. Majestät zu verfassen, 
daß diese Gesetze vom Jahre 1859 und 1860 so lange 
aufgefchoben werden, bis der hohe ReichSrath über den 
Fortbestand oder doch die nothwendigen Modifikationen 
dieses Steuergesetzes einen Beschluß gefaßt haben wird".

Ich würde den Herrn Antragsteller bitten, seinen 
Antrag näher zu begründen.

Abg. Dr. S u p p  an:  Hoher Landtag! Ich fühle 
wohl, daß im gegenwärtigen Momente, ivo die wichtigsten 
Interessen des Gesammtstaates in Frage gestellt sind, wo 
es sich vor Allem nm den Ausbau der verfassungsmäßigen 
Institutionen und um die Garantien für deren gesicherten 
Fortbestand handelt, daß eö in einem solchen Momente 
vielleicht Manchem in der hohen Versammlung unange­
messen erscheinen dürfte, einen Gegenstand zur Sprache 
zu bringen, der scheinbar von ganz untergeordneter Be­
deutung ist; allein der Gegenstand ist von hoher Wich­
tigkeit für einen großen Theil des Landes, und über den 
geistigen Interessen und den Interessen der Freiheit dürfen 
wir die materiellen nicht vernachlässigen, durch welche das 
Gesammtwohl eben so sehr bedingt ist, wie durch die än­
dern. Ich bin als Abgeordneter hervorgegangen aus der 
Wahl einer Bevölkerung, deren wichtigster Produktions­
zweig der Weinbau ist, und welche von dem Jnslebentre- 
ten des Gesetzes vom 12. M a i 1859 nicht so sehr die 
erhöhte Steuerlast, als in noch viel höherem Grade die 
mit der Durchführung desselben verbundenen veratorischen 
Maßregeln, und in Folge derselben selbst wichtige mate­
rielle Nachtheile befürchtet, und daher davon die Gefähr­
dung des Produktionszweiges selbst besorgt.

Die Einführung des Gesetzes vom 12. M ai 1859 
wurde mit allerb. Handschreiben vom 15. Sept. 1859 bis 
zum 1. M a i 1860, und durch eine weitere allerh. Ent­
schließung vom 16. April 1860 bis 1. Nov. d. I .  für 
Kroatien, Slavonien, Krain und Istrien vertagt. Der 
Zeitpunkt der Einführung dieses Gesetzes steht daher nicht 
mehr ferne, und es ist zweifelhaft, ob der hohe Landtag 
vor diesem Zeitpunkte wieder zusammentreten wird; aber 
beinahe alö gewiß ist anzunehmen, daß selbst bei einem 
allfälligen früher» Zufammentreten derselbe kaum hinläng­
lich Zeit finden dürfte, die nöthige Maßregel zu ergrei­
fen, um die Einführung dieses Gesetzes wo möglich ab- 
zuwenden.

Diese Erwägung hat mehrere der hochverehrten Her­
ren Abgeordneten und meine Wenigkeit veranlaßt, den ge­
genwärtigen Antrag einzubringen, der dahin zielt, eine 
Petition an Se. Majestät zu richten, damit für Krain die 
Einführnng des Gesetzes in so lange snspendirt bleibe, bis 
der Reichsrath über den Fortbestand oder die jedenfalls 
nothwendigen wesentlichen Modifikationen desselben einen 
Beschluß gefaßt haben wird.

Daß wir uns hierbei auf vollkommen gesetzlichem Boden 
bewegen, bedarf wohl keiner Darlegung; indem dem hohen 
Landtage nicht nur überhaupt das unbeschränkte Petitions- 
recht zusteht, sondern der §. 19 der Landesorduung ihm 
auch außerdem speziell das Recht eiuräumt, über kundge­
machte allgemeine Gesetze und Verordnungen, bezüglich 
ihrer besondern Rückwirkung, auf das Wohl des Landes 
Berathnugen zu pflegen und diesfalls Anträge zu stellen.

Ich erlaube mir demnach auf die Motive überzugehen, 
welche uns zur Einbringung dieses Antrages veranlaßt haben.

Es ist allgemein bekannt, daß bis zur Einführung 
dieses Gesetzes und in Krain daher noch gegenwärtig, mit 
Ausnahme von wenigen speziell als geschlossen bezeichnete» 
Orten, die Verzehrungssteuer von Wein nur beim Aus­
schank eingehoben, daß nur jener Wein versteuert werden 
mußte, welcher von Wirthen oder Privat-Weinbcsitzern im 
Kleinen, d. i. in Quantitäten von weniger alö Einem 
österr. Eimer bezogen, oder anSgeschenkt wurde; während 
der Verkauf in großen Mengen von 1 österr. Eimer und 
darüber nicht der Besteuerung unterlag und ebenso wenig 
jener von Wein, welchen der Weingarten - Besitzer von 
seiner Fechsung für seinen Haushalt kousumirte. Dieser 
Bestimmung entgegen trifft das neue Gesetz die Verfü­
gung, daß jeder zum Verbrauche gelangende Wein ohne 
Unterschied der Versteuerung unterworfen werde; eben so 
jener Wein, welchen der Produzent von seiner eigenen 
Fechsung für seinen Haushalt benöthigt, und nicht min­
der jener, welchen er seinen Weingarten-Arbeitern bei der 
Bearbeitung zu verabfolgen hat.

Eö läßt sich nicht in Abrede stellen, daß, wenn man 
bloß theoretisch den Gegenstand iu'S Auge faßt, der Grund­
satz deS Gesetzes, welcher im Eingänge zum Patente vom 
12 M ai 1859 auögedrückt ist und darin besteht, daß diese 
neue BesteuerungSart, oder die bisherige erweiterte Be- 
steuernngSart, deshalb eingeführt wurde, nm die Verzeh­
rungssteuer auf gleichmäßigerer und gerechterer Grundlage 
einzurichten, daß dieser Grundsatz, allgemein genommen, 
etwas für sich hat.

Eö ist wahr, daß von de» geschlossenen Orten natür­
lich abgesehen, die gegenwärtige Verzehrungssteuer von Wein, 
nur die ärmere Volköklasse trifft, nur Denjenigen, welcher 
seinen Wein in kleineren Quantitäten vom Wirthe bezieht, 
der nicht die M ittel besitzt, sich größere Quantitäten an- 
znschaffen und einznkellern; allein dem Produzenten ge­
genüber wird diese Maßregel nichts desto weniger zu einer 
ungerechten und ihm gegenüber erscheint sic im hohen Grade 
alö hart, und keineswegs als gleichmäßige Durchführung 
der Desteuerungsart. Man sagt, eö sei kein Grund, warum 
der Produzent allein seinen Wein steuerfrei genießen soll. 
Ich glaube nicht, daß derselbe gegenwärtig seinen Wein 
steuerfrei genießt. Der Produzent zahlt von seinem Wein­
garten die Grundsteuer und berichtiget dieselbe von seinem 
ganzen gesammten Reinertrag. Wenn nun außer dieser 
Grundsteuer dann noch der ganze erzeugte Wein, und 
daher nicht bloß der Netto-Ertrag, sondern der gesammte 
Brntto-Ertrag von seinem Weingarten der Besteuerung unter- 

| zogen wird, so läßt sich fürwahr nicht einsehen, auö wel­
chem Titel derselbe dann noch die Grundsteuer entrichten 
sollte. Kein einziger Produktionszweig ist so vielen und 
so mannigfachen Gefahren ausgesetzt, alö der Weinbau. 
Winter- und Frühlingsfröste, Nässe, Dürre, Kälte, Hagel 
und Insekten bedrohen daö Erträgniß des Weingartens 
Jahr aus Jahr ein, und jede Jahreszeit setzt häufig nicht 
bloß das Erträgniß für daS betreffende Jahr, sondern für 
mehrere Jahre herab, und selbst wenn der Wein einge- 
kellert ist, treten noch andere Gefahren hinzu, so daß der 
Produzent in der Thal seines Erträgnisses nie sicher ist, 
so lange er dasselbe nicht in Handel gebracht hat.

Der Ackerbesitzer zahlt von seinem Erträgniß nicht 
noch besonders eine Verzehrungssteuer, und ist nicht abzu­
sehen, warum gerade beim Weinbauer dieSfallö eine Aus­
nahme gemacht werden soll. Der Weinbau ist keine so 
ergiebige Quelle, kein so gewinnreicher Produktionszweig, 
daß er allein eine doppelte Besteuerung ertragen könnte; 
im Gegentheil kann der Produzent heutzutage, insbesondere 
der geringe Produzent in der Regel im Ertrage nur einen



geringen Ersatz für seine große Arbeit und Borauslagen, 
die er zu verwenden hat, finden.

Der geringe Produzent hat anS der zeitweiligen Preis­
steigerung des Weines nie einen Vortheil zu gewärtigen; 
er ist genothigt, den Wein gleich oder bald nach der Wein­
lese zu veräußern; ist das Weinjahr ungünstig, so kommt 
ihm der höhere Preis nicht zu statten, denn die Preis­
steigerung erfolgt erst allmählig. Is t das Weinjahr günstig, 
sind die Preise ohnehin im hohen Grade gedrückt.

Wenn man die Gegenden, in denen Ackerbau und 
Viehzucht die Haupterwerbzweige bilden, mit jenen ver­
gleicht, wo der Weinbau der HauptproduktionSzweig ist, 
fo wird man den Unterschied auffällig finden.

Durchgehends findet man in den Setztet» Armuth, 
in den Elfteren Wohlstand, und der Grund dieser E r­
scheinung, der nicht nur hierlandeö, sondern überall her­
vortritt, liegt in dem so prekären Erträgnisse der Wein­
ernte, weit der Produzent häufig den ganzen Ertrag, auf 
den er gerechnet hat, sich entzogen sieht, und dadurch ge- 
nöthigt ist, sich in Schulden zu stürzen, von denen er sich 
nur schwer losmachen kann.

Man w ill jedoch den Produzenten damit trösten, baß 
man ihm sagt: Es liege nur an ihm, sich dieser Steuer 
zu entziehen, er brauche eben keinen oder nur weniger 
Wein zu konsumiren, und habe auch dann keine Steuer da­
von zu entrichten.

Allein dies ist, meiner Ansicht nach, schon an sich ein 
leidiger Trost. Wenn man aber von diesem Grundsätze aus- 
gegangeu ist, hätte man auch dem Produzenten die Ver­
sicherung geben müssen, daß er wirklich einen Absatz für 
feine Produkte finden wird. Diese Absatzverhältnisse sind 
bezüglich des WeineS, besonders für Unterfrain, in letzter 
Zeit feit Aufhebung der Zwifchenzoll-Linie, äußerst ungün­
stig geworden und werden von Jahr zu Jahr ungünstiger.

I n  früherer Zeit wurden vorerst die inländischen Vor- 
räthe alisgekaust. Der Zoll auf den Wein, der aus Kroa­
tien eingeführt wurde, war sehr hoch, 3 fl. C. Mze. pr. 
Eimer. Es wurde daher nur im Nothsalle dieser Wein 
auS dem Nachbarlande eingeführt.

Gegenwärtig ist daö umgekehrt der Fall. Von Jahr 
zu Jahr finden kroatische Weine mehr Eingang und man 
sucht in Unterfrain denselben nur, wenn in den angren­
zenden Theilen des Nachbarlandes derselbe schon größten- 
theils aufgekanft ist, daher kommt es, daß in der That 
schon diese Absatzverhältnisse so sehr gestört worden sind, 
baß manche Wcinproduzenten feinen Absatz für ihre Pro­
dukte mehr finden. DaS Jahr 1858 lieferte ziemlich viel 
Wein. Es kamen die Kriegsereignisse des JahreS 1859, 
die schlechte Weinsechsuug desselben Jahres, und diese bei­
den Umstände waren Ursache, daß beinahe alle inländischen 
Vorräthe, wenigstens in Unterfrain, aufgebraucht und 
feine namhaften Vorräthe mehr vorhanden waren.

Im  Jahre 1860 wurden wieder große Quantitäten 
Wein erzeugt und, obschon feine Vorräthe aus den 
früher» Jahren mehr vorhanden waren, konnten doch viele 
Produzenten, und können noch gegenwärtig ihre vorjähri­
gen Produkte nicht zum Absätze bringen. Der Produzent 
ist in solchen Fällen genothigt, seinen Wein, da derselbe 
in der Regel nicht haltbar ist, sich mehrere Jahre nicht 
aufbewahren läßt, selbst zu konsumiren, und es ist traurig 
genug für ihn, wenn er ans seiner Weingartenfechsung 
keine Subsistenzmittel für feine Familie findet, und es 
wäre noch trauriger, wenn er für diese nothgedrungene 
Konsumining eine Steuer bezahlen müßte.

Noch weit ungerechtfertigter erscheint jedoch die Be­
steuerung des Weines, welchen der Weingarten-Besitzer
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seinen Arbeitern bei der Bearbeitung dcS Weingartens 
nach der allerorts üblichen Gepflogenheit zu verabreichen 
hat. Dieser Wein ist ein Theil des Lohnes der Arbeiter; 
der dazu nothwendige Vorrath gehört zum Betriebsfond, 
und jede Steuer ist verwerflich, welche sich nicht bloß 
auf daö Reinerträgniß beschränkt, und nicht nur dieses 
besteuert, sondern deren Betriebsfond selbst, das Brutto- 
erträgniß angreift, dieses aber insbesondere in dem Falle, 
wo gerade schon bei der Umlegung der Grundsteuer auf 
diesen Umstand Rücksicht genommen wurde, und demnach 
auch hier ein doppelte Besteuerung eintritt.

So schwer nun auch die Last ist, welche die Erhö­
hung der Steuer für den Produzenten zur Folge hat, 
so ist eS doch nicht so sehr diese, welche das Mißvergnü­
gen und den Unniuth wider das Gesetz vom 12. M ai 
1859 allgemein hervorgerufen hat, sondern in noch viel 
höherem Maße ist dies der Fall wegen der mit der Durch­
führung derselben verbundenen veratorischen Maßregeln, 
welche gerade den Produzenten am allermeisten, sozusagen 
ausschließlich, treffen. —  Von der Lese angefangen ist der 
Produzent nicht mehr Herr und Eigenthümer seines E r­
zeugnisses. Er fann selbes weder zu jeder beliebigen Ta­
geszeit, noch auf jedem beliebigen Wege verführen, fann 
keine der so häufig nothwendigen Manipulationen mit dem 
Weine vornehmen, ohne ein Finanzwacborgan an der Seite 
zu haben; er ist genothigt, Anzeigen Über Anzeigen zu er­
statte» ; ist gezwungen zn jedem Geschäfte, das er mit sei­
nem Weine vornehme» will, zn jedem Verkaufe von was 
immer für einer Quantität daS betreffende Finanzwachorgan 
zu benachrichtigen und selbes sich zu bestellen. Nun muß 
man wissen, daß die Weinkeller in Weingebirgen weit 
von einander entfernt sind; der Produzent ist genöthigt, 
stundenlang sich zum nächsten Finanzwachorgan zu bege­
ben, das vielleicht schon stundenweit zu einem ändern Pro­
duzenten berufen ist, daS er nicht findet. Es bleibt ihm 
daher nichts übrig, als entweder ohne dasselbe die 
beabsichtigte Manipulation vorzunehmen und sich den 
allfälligen gefällsämtlichen Untersuchungen, gesällSämtlichen 
Strafen auSzusetzen, oder aber die Nachtheile über sich 
ergehe» zu lassen, welche mit Unterlassung derselben ver­
bunden sind. Der Produzent befürchtet daher nicht allein 
die Plackereien, welchen er sich ausgesetzt sieht, sondern er 
besorgt auch wesentlich die materiellen Nachtheile. Diese 
Nachtheile kennt allerdings die Finanzverwaltung nicht. 
Diese ist auch verpflichtet, die M ittel oder die Anstalten 
zu treffen, damit denselben möglichst begegnet werde. Sie 
wird daher genöthigt sein, eine Unzahl von Finanzwach­
organen aufzustellen, waS aber zur Folge haben wird, nicht 
nur, daß ändern Geschäften viele Kräfte entzogen werden, 
sondern auch, daß sich der vermeinte Mehrertrag sehr her­
abminder» oder gar illusorisch erscheinen wird. Es ist diese 
Erwägung, welche so großen Uninuth unter der weinbauen­
den Bevölkerung hervorgerufen hat; ein Uninuth, der so 
weit gegangen ist, daß viele Orte erklärten, sie werden 
lieber ihre Weingärten veröden lassen, als sich dieser Ver­
steuerung unterziehe», uud wenn man das Mißliche des 
Weinbaues, die verminderten Absatzwege Hierlands berück­
sichtiget, tvenn man die Thatsache erwähnt, daß schon ge- 
genwätig in manchen Weingebirgcn die Weingärten unent­
geltlich zu bekommen sind, daß die Weingärtenbesitzer sie 
schon ohne Entgelt Jemanden überlassen wollen, bloß um 
die Grundsteuer nicht berichtigen zu müssen, wie dieS z. B. 
im Bezirf Nenstadtl bei den Weingebirgen Gertschberg und 
Taubenberg der Fall ist, so fann man wohl nicht zweifeln, 
daß dieser Uninuth sich nicht mit der Zeit legen wird, 
sondern daß in geringeren Weingegenden der Weinbau
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gänzlich, oder doch zum größten Theile wird aufgelassen 
werden. Sind diese Flächen zu ändern Kulturzweigen ge­
eignet, wird das Aerar wenigstens die Grundsteuer nicht 
verlieren; sind sie aber zu keinem ändern Kulturzweige 
geeignet, wie dies größtentheilS der Fall sein dürfte, so 
wird dem Aerar auch noch diese Grundsteuer entgehen.

ES sind dies Erwägungen, welche den hohen ReichS- 
rath seinerzeit jedenfalls veranlassen werden, wenn er sich 
schon überhaupt für den Fortbestand deS Gesetzes auS-- 
sprechen sollte, wesentliche Modifikationen eintretcn zu lassen, 
welche dem Produzenten in seinem Geschäfte die Hinder­
nisse hinwegräumen, welche gegenwärtig ihm bei der Durch­
führung dieses Gesetzes im Wege stehen würden. Ich 
glaube auch, daß sich ein derartiger Modus, welcher daö 
finanzielle Interesse mit den berechtigten Ansprüchen der 
Produzenten in Einklang zu bringen geeignet wäre, nicht 
schwer ausfinden ließe, und gerade weil dieS der Fall ist, 
weil zu erwarten sieht, daß das fragliche Gesetz nur un­
ter wesentlichen Modifikationen fortbestehen dürfte, gaube 
ich, daß schon hierin der Grund liegt, es vorläufig in 
jenen Theilen des Reiches und speziell daher in Kratn 
nicht einzuführen, und dadurch die Nachtheile nicht her­
vorzurufen, die sonst jedenfalls eintreten müßten, und die 
erst in längerer Zeit verschmerzt werden könnten.

Ich glaube aber auch, daß speziell für Kram noch 
mehrere Gründe dafür sprechen dürsten, um die Einfüh­
rung dieses VerzehrungSsteuergesetzes vorläufig zu suöpen- 
diren. Die Aufhebung der Zwischenzoll-Linie, deren ich 
früher erwähnt habe, und die auf den Absatz der Wein­
produkte in Unterkraiu einen so ungünstigen Einfluß hatte, 
war im allgemeinen Interesse geboten.

Es ist aber eben so billig, daß wenn durch eine im 
allgemeinen Interesse gebotene Maßregel einem einzelnen 
Theile des Reiches ein empfindlicher Schlag versetzt wird, 
demselben wieder auf eine andere Weise dafür ein Ersatz 
verschafft wird, um diese Nachtheile um so eher verschmer­
zen zu können. Ich möchte bei dieser Gelegenheit wohl 
auch die Frage aufwerfen, ob es wohl anzunehmen sei, 
daß mit dem 1. November d. I .  das Verzehrungssteuer­
gesetz in Kroatien und Slavonien in Wirksamkeit treten 
werde? Ich glaube, daß nicht Jemand diese Frage mit 
Bestimmtheit zu bejahen vermag, und es ist sicherlich schmerz­
lich, wenn Krain, bas gerade durch die Aufhebung der 
Zwischenzoll-Linie manchen Nachtheil erlitten hat, wenn 
gerade Krain sich die Einführung dieser Maßregeln gefal­
len lassen müßte, wenn die ändern Theile frei blieben, die 
eben durch die Aushebung der Zwischenzoll-Linie Vortheil 
erlangt haben. Durch das allerh. Handschreiben vom 16. 
April 1861 wurde weiters die Einführung der Verzeh­
rungssteuer für Kroatien und Slavonien, Krain und Istrien, 
mit Rücksicht auf den Mißwachs, der in jenem Jahre 
eingetreten ist, aufgeschoben. Nun, ich glaube auch, daß 
die Wunden, die dieses Mißjahr dem Lande, einzelnen 
Theilen desselben wenigstens, geschlagen hat, noch nicht gänz­
lich als vernarbt anzusehen seien, daß daher auch dieser 
Grund der Suspendirung deS Gesetzes noch in der Ge­
genwart, wenigstens theilweise, fortbestehe.

M it dem allerhöchsten Handschreiben vom 15. Sep­
tember 1859 wurde weiterö die zeitweilige Suspendirung 
dieses Gesetzes aus dem Grunde veranlaßt, weil die Be­
völkerung aus Anlaß der letzten KriegSereignisse zu er­
höhten und emfindlicheren Leistungen genöthigt war. Nun, 
ich weiß keinen Zuschlag, welcher auS Anlaß der letzten 
Kriegsereignisse eingeführt wurde und der gegenwärtig 
schon wieder aufgehoben worden wäre. Alle diese Zu­
schläge zu den Steuern bestehen noch fort und werden

wahrscheinlich noch längere Zeit fortbestehen. ES sind aber 
weiterö nicht nur diese Leistungen, welche in erhöhten 
Steuern bestanden, die durch die letzten Kriegsereignisse 
veranlaßt wurden, sondern einzelne Theile des Reiches 
waren besonders zu derartigen Leistungen veranlaßt, welche 
z. B. in erhöhter Einquartirung, in zahlreicher Leistung 
der Vorspann bestanden, und unter diesen Theilen war 
es besonders wiederum Krain, welches in dieser Richtung 
vielleicht am härtesten mitgenommen wurde; daher eS auch 
für Krain billig wäre, aus diesen Gründen eine weitere 
Suöpendirung eintreten zu lassen. Und diese namhaften 
Leistungen, zu welchen Krain durch die letzten KriegS­
ereignisse veranlaßt wurde, können auch wohl bald und 
in Kürze neuerdings eintreten. Von allen Seiten sind 
w ir von Gewitterwolken umgeben, und es steht sehr zu 
besorgen, daß neuerdings derartige Konflikte eintreten 
können, welche gerade die gesammte Kraft dieses Landes 
wieder in erhöhtem Maße in Anspruch nehmen dürsten.

Ich glaube demnach, daß die Gründe, welche schon 
zwei M al Se. Majestät zur Suspendirung dieses Ge­
setzes bewogen haben, rücksichtlich KrainS auch vorläufig 
noch fortbestehen, und sich daher Se. Majestät veranlaßt 
sehen dürfte, die Suspendirung des Gesetzes auch noch 
weiter eintreten zu lassen. Wenn auch die übrigen Lan- 
destheile KrainS durch dieses Gesetz nicht direkt betroffen 
sind, so hoffe ich doch, daß mit Rücksicht auf die hohe 
Wichtigkeit, welche dasselbe für die weinbauenden Theile 
hat, auch die Herren Abgeordneten der übrigen LandeS- 
theile diesem Antrage ihre Zustimmung nicht versagen 
werden, denn es besteht und beruht ja daS Wohl deS 
Ganzen im Wvhle der einzelnen Theile.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand das Wort?
Abg. v. L a n g e r :  Herr Dr. Suppau hat den An­

trag so gründlich motivirt, daß mir wenig zu sagen übrig 
bleibt, und ich erlaube mir nur nochmals auf die ver­
schiedenen, wirklich veratorischen Maßregeln aufmerksam 
zu machen, welche bei der Durchführung dieses Gesetzes 
unausweichlich eintreten müssen; besonders wäre dies der 
Fall bezüglich der amtlichen Beaufsichtigung des zu ver­
steuernden Getränkes, und zwar der Art, daß es auch bei 
noch so humaner Behandlung der Angelgenheit von Seite 
deS Aufsichts-Personals doch eine geregelte Kellerwirth- 
schaft beinahe unmöglich machen könnte.

ES ist bekannt, daß für den einstweilen n u r zur 
Versteuerung an gemeldeten und noch nicht als ver­
steuert bezahlten Wein an den Weingeschirreu der ämt- 
Itche Verschluß angelegt werden kann, und eö ist nicht 
zu zweifeln, daß in den meisten Fällen daS AufstchtS- 
Perfonale von diesem Rechte Gebrauch machen wird.

Nun weiß Jeder, der mit Wein zu thun hatte, daß 
die mit Wein gefüllten Geschirre im Beginne jeder 
Woche, später jede zweite oder dritte Woche sicherlich 
nachgefüllt werde» müssen, um für den eingetrockneten 
oder verdunsteten Wein Ersatz zu schaffen. Geschieht dies 
nicht, so schreitet die Verdunstung fort und fügt dem 
Weinbesitzer einen empfindlichen Schaden zu.

Ich frage, soll der Besitzer des Weines beim Bestände 
dieses Gesetzes auf diese Nachhilfe Verzicht leisten oder nicht? 
Leistet er Verzicht, so hat er den empfindlichsten Nachtheil; 
denn sobald die Verdunstung fortdauert, geht sie progressiv 
mit großer Schnelligkeit vor sich, und die Ersparung der 
Verzehrungssteuer kann doch keinen Ersatz für den einge­
trockneten Wein bieten! Verzichtet er nicht darauf, so ist 
cs unbegreiflich, anzunehmen, der Staat oder der jeweilige 
Verzehrungssteuer-Pächter werde eine genügende Anzahl 
Aufsichtsorgane halten, um bei jedem Weingartenbesitzer,



bereit eS unzählige in jedem Weingebirae gibt, bei jedes­
maligem Nachfüllen die Anwesenheit eines AufsichtS-OrganeS 
zu ermöglichen, wäre eS auch nur, um den amtlichen Ver­
schluß von Neuem wieder anzulegen.

Eine gleiche oder noch größere Besorgniß bietet der 
Fall, der eintreten muß bei den mit neuem Wein gefüllten 
Geschirren, da der neue Wein im ersten oder zweiten Jahre 
verschiedenen Nachgährungeu unterworfen ist, denen, wie 
bekannt, von Seite des Besitzers die größte Aufmerksam­
keit zugewendet werden muß, wenn er nicht großen Schaden 
erleiden w il l ; denn, nimmt die Nachgährnng einen einiger­
maßen stürmischen Charakter an, so ist es nothwendig, in 
kürzester Zeit entsprechende Mittel dagegen zu ergreifen, 
um den gänzl i chen Verlust des WeineS zu verhindern.

Was soll nun der Weinbesitzer thun, wenn an seinem 
Weingeschirre der amtliche Verschluß angelegt ist, die Finanz­
wach-Organe ein Paar Stunden weit entfernt sind oder 
auf Kommission bei ändern Weinbesitzern sich befinden, oder 
überhaupt nicht gefunden werden können.

Solche Fälle, deren ich mir zwei erwähnt habe, gibt eS 
unzählige, und eS ist nicht anzunehmen, wie in dieser Hinsicht 
bei der Durchführung des Gesetzes eincAbhilfe geleistet werden 
könnte; es scheint daher, alö wenn der Weingartenbesitzer 
alle diese Eventualitäten über sich ergehen lassen sollte; 
eö müßte den» ein so ungeheures Aussichtspersonale da sei», 
daß dann ein Ertrag der Steuer durchaus nicht denkbar wäre.

Eö sind daher nicht allein die Besorgnisse über die 
mit Unbequemlichkeit des Gesetzes sich verbiudeudeu Maß­
regel«, die so häufig eintreten, sondern auch der wirkliche 
materielle Nachtheil, der immer zu gewärtigen wäre, der 
wohl die allgemeine Mißstimmung hervorgerufen hat. Diese 
Mißstimmung ist in Unterkmin wirklich eine so große, baß 
ich mir zu behaupten getraue, daß von allen den vielen 
Besteuerungsgesetzen der letzten 12 Jahre es keines gibt, 
welches mit so großer Mißstimmung ausgenommen und in 
Krain so sehr beklagt worden wäre, als eben dieses Steuer­
gesetz vom 12. M a i 1859.

Es hat sich ferner die Meinung verbreitet, daß eben 
diese Mißstimmung gegen das Gesetz nur von großem 
Weingartenbesitzern ausgehe, der kleinere Besitzer aber sich 
gleichgiltig dagegen verhalte, und diese Meinung wurde in 
öffentlichen Blättern, der gegenwärtigen Tendenz derselben 
gemäß, allgemein verbreitet.

Diese Behauptung kann wohl auch von Niemanden 
ausgehen, der mit den kleinen Besitzern je in Berührung 
gekommen ist, sonst hätte er gefunden, daß bei diesen der 
Jammer darüber viel größer ist, als bei den großen Be­
sitzern. Der große Besitzer würde zuletzt noch immer we­
niger Schaden dabei erleiden; er wird endlich durch den 
Preis, den er bei länger zurückgehaltenem Weine erzielen 
kau», den Markt beherrschen und für den Verlust ent­
schädigt. Der Kleinbesitzer dagegen, der gleich nach der Fech­
sung verkaufen muß, wozu er durch geringere Quantität 
ober üblere Qualität, durch Mangel ober Nothdurft, oder 
durch bies ober jenes bemüßiget wirb, muß zu Grunde gehen. 
Denn die Weingärten geben, wie mein Herr Vorredner 
erwähnte, einen geringen Ertrag, nnd wenn zu ihrer ge­
ringen Ertragsfähigkeit, welche kaum hinreicht, die Aus­
lagen der Bearbeitung und Besteuerung zu bedecken, noch 
diese neue Steuer hinzutritt, so müßte der kleine Besitzer 
beii Weinberg bearbeiten, ohne irgend welchen Nutzen.

Es ist auch oft vorgestellt, und besonders in unfern 
Gegenden die Meinung rege zu machen versucht worden, 
daß die Abfindung des Weinbauenden mit dem Verzeh- 
rungösteuer-Pächter den »öthige» Ausweg gewähre; »mn
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führt an: für die Abfindung habe man nicht viel zu be­
zahlen u. s. w .; allein der Bauer und überhaupt ber Wein­
garten-Besitzer sieht recht gut ein, baß bie Verpachtung, 
wie sie vergangenes Jahr projektirt war, nur ein Jahr 
bauern sollte. Man weiß, baß bie Pächter sich keine Un­
annehmlichkeiten machen wollen, unb baher geneigt waren, 
überall Abfinbungcn herbeizuführen; man weiß aber, baß 
begleichen Verpachtungen von Jahr zu Jahr gesteigert 
werben, unb burch bie erhöhte Pacht - Erstehungssumme 
wirb auch eo ipso bie Abfindungssumme eine immer grös­
sere werben; kann man bie Abfindung nicht eingchen, so 
werben bie Maßregel» immer um so veratorischer eintreten 
unb bie Weinbesitzer immer in berfelben Lage bleiben. 
DaS verändert also an ber Sache gar nichts.

Ich bin fest überzeugt, daß ganz Unterkrain mit voller 
Zuversicht Abhilfe bezüglich dieses so oft beklagten und ge­
fürchteten Gesetzes vom Landtage hofft, und ich weiß, daß 
die Leser der „Novice“ nichts emsiger suchen werden, als 
die Thätigkeit des Landtages in dieser Angelegenheit. Daher 
schließe ich mich dem Antrage des Herrn Dr. Suppan 
vollkommen an, unb wünsche nur, baß in bieser Hinsicht 
auch der gegenwärtige exzeptionelle Boden, den unser Land 
durch die Hinausschiebung dieser Besteuerung unb bisherige 
Enthebung von berfelben erlangt hat, vom Lanbtag auch 
festgehalten werbe, unb wir als in Wirklichkeit nicht be­
steuert angesehen werben.

Abg. Freih. v. A p f a l t e r n :  Obwohl ber Antrag, 
welcher ben Gegenstanb ber heutigen Debatte bilbet, schon 
von Seite deö Herrn Antragstellers, des Abg. Dr. Suppan, 
auf eine so mannigfaltige, umsichtige unb erfchöpfenbe 
Weise begründet worden ist, wiewohl er jetzt vom Herrn 
Vorredner in triftiger Art unterstützt wurde, erlaube ich 
mir doch die Aufmerksamkeit der hohen Versammlung auf 
einen Umstand zu lenken, welcher zur Begründung der 
eben beabsichtigten Petition nicht ohne alle Wesenheit sein 
dürste. Ich erlaube mir, bie hohe Versammlung daran zu 
erinnern, baß im Spätherbste v. I .  Berichte burch bie 
Zeitungen bie Rnnde machten, welche uns Erzählungen 
über einen Aufftanb brachten, welcher in einem Theile un­
seres Nachbarlanbes Steiermark, wo biese Steuer bereits 
in Ausübung war, vorgesalleu ist. Berichte, welche 
wahrlich ben Charakter dieses AufstanbeS in einer erfchrek- 
kenbeit Weise barstellten, unb babei ber Wahrheit durchaus 
nicht Eintrag thaten. Ich w ill nicht weiter eingehen in 
bie Grünbe selbst, welche eben gegen biese Steuer sprechen; 
ich w ill nur erwähnen, baß bieser Aufftanb lebiglich in 
Folge ber Durchführung beö Gesetzes vom 12. M ai 1859 
entstauben ist.

Eö war anfangs eine einfache Wiberfetzlichkeit gegen 
bie Durchführung in einem einzelnen Falle; bei bieser 
Widersetzlichkeit fielen Verwundungen vor; aus diesem 
Anlässe nahm die Widersetzlichkeit einen umfassenderen 
Charakter an, es wurde Militärmacht requirirt. Die zuerst 
requirirte Militärmacht war nicht auSreicheub, bern Auf- 
staube wirksam entgegen treten zu können; eö wurde 
eine ziemlich bebeutenbe Militärmacht, ein ganzes Bataillon, 
aufgeboten, um bieseS AufstanbeS Meister zu werden. 
Jedoch auch dieses hätte nicht gewirkt, und fein Mensch, 
der den Vorgang dieses AufstandeS genau beobachtet hat, 
wird daran zweifeln, daß der Aufftanb einen noch grös­
seren Umfang gewonnen haben würde, wenn nicht ein bei 
Weitem zweckmäßigeres M ittel ergriffen worden wäre, 
denselben zu beseitigen. Es hat nämlich ein Beamter, 
welcher feine wahre Pflicht verstanden, den Leuten Aufklä­
rung gegeben; er hat ihnen gesagt, welche Schritte bereits 
gethan worden sind, um die weitere Durchführung zu
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beseitigen und daS Ministerium zu bestimmen, von diesen 
Maßregeln zurückzutreten und eine andere Steuer an die 
Stelle dieser, oder wenigstens eine andere Einhebungsart 
dieser Steuer zu veranlassen. Die Leute ließen sich be­
schwichtigen; aber die Thatsache ist da, daß im nächsten 
Nachbarlande, in unserer nächsten Nachbarschaft, daS Gesetz 
höchst traurige Folgen hervorgerufen hat.

ES waren zunächst die Bürgermeister beauftragt, zur 
Vollführung dieser Steuer mitzuwirken. Sie haben sich 
jedoch bloß durch den Versuch, es zu thun, bei ihrer Be­
völkerung, bei ihren Mitbürgern diSkreditirt. Sie waren 
brave, in der Gegend, wo sie zu Hause waren, angesehene 
Leute, und die Folge war, daß sie von allen Seiten ange­
feindet, ja sogar mit dem Leben bedroht worden sind. 
Die Bürgermeister wollten ihr Amt zurücklegen. Die Be­
hörden vorauösehend, daß sie Niemand finden würden, der 
ein solches Amt in diesem Augenblicke übernehmen würde, 
haben sie gezwungen, dasselbe zu behalten. Sie blieben 
weiters Bürgermeister und trugen lieber aus ihrem eigenem 
Säckel die Geldstrafe, um sich mit der Gemeinde nicht 
weiter zu verfeinden. So weit war die Sache gediehen, als 
es in der Umgegend von Stainz zu jenem Aufstande kam, 
dessen ich Erwähnung zu machen die Ehre hatte.

Jedoch war das nicht die einzige üble Folge, welche 
dieser Aufstand und daS Gesetz selbst in Steiermark hervor­
gerufen haben. Im  Aufstande waren zahlreiche Verwun­
dungen, ja sogar mehrere Todesfälle zu beklagen; die 
Bevölkerung selbst war gegen die Regierung in unglaub­
licher Weise erbittert. Es gingen einzelne an die Stufen 
deö Thrones mit einer Deputation; sie hatten bei den M i­
nistern Audienz und mußten dort hören, daß die Regierung 
selbst die ergriffene Maßregel als einen, ich möchte nicht sagen, 
Mißgriff, aber als eine nicht gelungene erkannte; ein Be­
kenntnis, welches einer Regierung immerhin schwer fallen 
muß, und wobei man nichts sehnlicher wünschen muß, als 
daß die Regierung nie ein solches Bekenntniß abzulegen 
Anlaß gehabt haben möchte.

Eine weitere Folge war, daß man dem Gesetze doch 
Achtung verschaffen mußte. Man hat die Leute, welche 
in hervorragender Weise beim Aufstande betheiligt waren, 
natürlich einer Kriminal-Untersuchung unterziehen müssen, 
nachdem der Aufstand bereits einen solchen Charakter an­
genommen hatte, daß er unter die schwereren gesetzlichen 
Bestimmungen fallen konnte.

Die Gerichtsbehörden sahen ein, welch schweren Stand 
sie in dieser Sache hatten; auf der einen Seite eine erbitterte 
Bevölkerung, ans der ändern Seite mißleitete Intentionen, 
und dennoch konnten sie vom Buchstaben des Gesetzes nicht 
abweichen. Sie ergriffen daher den Mittelweg, würdigten 
die obwaltenden mildernden Umstände in umfassendster Weise, 
und sprachen Verdikte, welche zwar dem Gesetze halb und 
halb Rechnung trugen, dasselbe aber nur noch mehr 
untergruben, als förderten.

Dies sind jene Umstände, welche dasselbe Gesetz her- 
vorgernsen hat, und welche ich jetzt, um die Versammlung 
nicht länger mit ihrer Aufmerksamkeit in Anspruch zu 
nehmen, weiter auszumahlen unterlasse; jedoch erlaube 
ich mir einen Vorschlag in Betreff der Kommission zu 
machen, welche von Seite des Landtags zusammengesetzt 
werden soll, um eine Petition an das H. Ministerium zu 
entwerfen.

Für den Fall, als der H. Landtag meinen Antrag 
annimmt, würde ich eS nicht verschmähen, in der Petition 
auf diese traurige» Vorfälle in der Umgebung von Stainz 
hinzuweisen, als Motive, als praktische Illustration der 
Vorgänge, zu welchen dieses Gesetz führte, und ich glaube,

vas H. Ministerium wird diese Erinnerung nicht übergehen, 
und jedenfalls dieselbe für triftige Gründe halten, um die­
selben mit Rücksicht auf die speziellen Verhältnisse unseres 
Landes zur Geltung gelangen;» lassen. (Bravo! Bravo!)

Abg. Derb i t sch:  Der Herr Vorredner hat den 
Gegenstand so erschöpft, daß ich nur ans meiner AmtS- 
periode auö den Bezirken Tfchernembl und Möttling E ini­
ges nachzutragen mir erlaube, welches gegen die Einführung 
respektive Anwendung des in Rede stehenden Weinver- 
zehrungSsteuergesetzeS gesprochen wurde.

Herr D r. Snppan hat bereits erwähnt, daß ein 
großer Theil «sechsten Weines auf Kulturskosten in Unter- 
krain verwendet w ird; in den Bezirken Möttling und 
Tfchernembl wird wegen der herrschenden Armuth, wenig­
stens der dritte Theil des «sechsten Weines ans Kultur- 
kosten verwendet. Mangel an Brot und anderen Lebensmit­
teln haben zur Folge, daß zur Hauptnahrung für die 
große Anzahl der Arbeiter in den Weingärten größtenteils 
Wein verwendet wird, dieser (gering gerechnet drei Theilc 
der Weinfechsung) muß offenbar aus der Besteuerung aus- 
geschieden werden, denn es wäre unbillig, die Knllnrökosten 
in eine Besteuerung einzubeziehen, wenn man denkt, daß 
nach dem Grundsätze der Besteuerung bei jeder Steuer­
gattung der mit dem Ertrage verbundene Auswand auS 
der Besteuerung ausgeschieden wird. Die Weingegenden 
sind bekanntlich die ärmsten Gegenden.

Man kann mit voller Beruhigung sagen, daß der 
Weinbauer in guten Jahren arm,  und in etwas mit­
telmäßigen Jahren dem Nothstande Preis gegeben ist. Die 
traurige Erfahrung vor zehn Jahren hat cd gelehrt, waS 
für nachtheilige Folgen ein einziger Elementar-Ünfall hatte, 
der sich in einer großen Ausdehnung erstreckte. Der Hagel­
schlag im Jahre 1851 hat zwei Mißjahre zur Folge gehabt. 
Die ganze Bevölkerung, mit wenig Ausnahmen, war dem 

ungertübe Preis gegeben. Eine Bevölkerung von 33.000 
eclen erforderte eine Unterstützung, welche wirklich groß­

artig eingegangen ist, von mehr als 100.000 Gulden im 
Werthe. Diese ungeheuere Summe vermochte kaum den 
Hungertod zu beseitigen.

Also die fragliche Weinsteuer würde gerade die aller- 
ärmste Klasse treffen; ich glaube, es wäre unbillig, wenn 
man bei einer neuen Besteuerung bei der allerärmsten 
Klasse anfangen würde. Ich schließe mich dem Antrage deö 
Herrn Vorredners an, und glaube, daß die H. Versamm­
lung die von den Herren Vorrednern ohnehin weiter 
erplanirten Gründe würdigen werde.

Abg. Ambr o  sch: Wenn ich in diesem Gegenstände 
daS Wort ergreife, so thne ich es nur deshalb, weil die 
heutige Versammlung sich nur auf dem Standpunkte der 
Gegenwart bewegt. Ich erlaube mir, um die Begründung 
dieses Gegenstandes fester zn erziele», einen kleinen geschicht­
lichen Rückblick auf die Vergangenheit zu werfen, damit 
w ir die Frage aufhellen, wie eS doch komme, daß so viele 
schon eingereichte Bitten und Gesuche bis jetzt erfolglos 
geblieben sind.

Meine Herren! die eingelangten Privatgesuche haben 
die Regierung veranlaßt, hier in Krain, wie bereits gesagt 
worden ist, die Steuer zu suspendiren. Allein auch nach 
der Suspension ist fort um die gänzliche Aufhebung peti- 
tionirt worden. Im  vorigen Jahre sind nicht nur die Ge­
meinden von Unterkrain, sondern auch von Wippach, per­
sönlich zu dem Herrn LandeSchcf gekommen, haben ihre 
Bitten mündlich eindringlich vorgebracht, und sie auch 
schriftlich überreicht. Eben diese Gemeinden haben sich ver­
anlaßt gesunden, der Landwirthschast-Gesellschaft ihre 
bringenden Bitten vorzutragen, und in der Versammlung



vom 9. M ai v. I .  war dieser Gegenstand einer eindring­
lichen Besprechung gewürdiget, und an den Herrn Statt­
halter die Bitte gerichtet, in Erwägung, daß diese Bitten 
schon von den Gemeinden selbst vorgebracht worden sind, 
einen entsprechenden Nachdruck denselben zu verleihen.

Se. Majestät haben in Würdigung der Zeitvcrhält- 
nifsc und höchst wahrscheinlich zur Verhütung aufregender 
Debatten zuerst für ersprießlich erachtet, den verstärkten 
ReichSrath einzuberufen und Männer um sich zu versam­
meln, welche Mäßigkeit genug besitzen, um Nichts vorzu­
bringen, was ebenfalls nicht gerne gehört werden würde.

Eben dieser verstärkte ReichSrath hat den Gegenstand 
in eine sehr reifliche Diskussion gezogen, und die Vertreter 
aller Länder haben sich dahin geeiniget und geäußert, daß 
diese Steuer zu den drückendsten Steuern gehört, von wel­
chen man bis jetzt noch gewußt hat. Ich erlaube mir bei 
dieser Gelegenheit auch den Dank jenem Herrn Reichörathe 
auszndrücken, der unser Land rcpräsentirt hat, und diesen 
Dank um so mehr auözudehneu, als nicht nur Krain, son­
dern auch Untersteier in seine Bevorwortung ausgenommen 
worden ist. ES sind dort Worte vorgebracht worden, die 
den Gegenstand sehr betont haben, und das Resultat die­
ser damaligen wirklich ernsthaft geführten Verhandlungen 
war die Aenßerung des Herrn Finanzministers, welche 
folgender Art lautete:

„Uebrigens sind Verhandlungen wegen erleichternden 
Bestimmungen im Zuge, u. z. ans Grund einer im Jänner 
d. I .  ergangenen allcrh. Entscheidung, welche dahin lautet, 
daß in Betreff des Haustrunkes noch weitere Erleichterun­
gen zu gewärtigen sind. Hiernach geschieht von Seile der 
Finanz-Verwaltung alles Mögliche, um diese unangenehme, 
und man kann eS nicht verkennen, empfindliche Steuer, 
deren Eindruck ein so ungünstiger ist, in der Anwendung 
zu mildern. Eine Zurückziehung derselben ist gegenwärtig 
nicht ausführbar, da die Finanzlage des Reiches dieses nicht 
gestattet, doch wird man bemüht sein, einen Modus zu 
finden, damit die Steuer den Steuerpflichtigen minder 
lästig werde".

DicS ist die Erklärung des Herrn FinanzministerS, 
und die bisherige Geschichte dieses Gegenstandes hat mich 
heute zum Worte nur deshalh veranlaßt, um die Motion 
zu stellen: das Comitü, welches mit dieser Adresse betraut 
werden w ill, möge auch auf die Geschichte in dieser Ver­
handlung einen Rückblick nehmen und besonders motiviren, 
daß cs nicht zweckmäßig sei, eine ungerechte und drückende 
Steuer noch fortbestehen zu lassen, weil man in einer 
gedrückten Finanzlage sich befindet, sondern eö nothwendig 
sei, die Besteuerung nur nach einem gerechten Maßstabe 
in Wirksamkeit treten zu lassen.

Abg. K r o m e r :  Ich bi» mit dem Antrage des Hut. 
Abg. Dr. Suppan zwar einverstanden, glaube jedoch, daß 
die Motivirung dieses Antrages nicht auf allgemeine, alle 
Kronländer gemeinschaftlich betreffende Rücksichten, sondern 
vorzüglich auf jene Verhältnisse basirt werden soll, welche 
unser Kronland ausschließlich betreffen und die schon ur­
sprünglich dessen exzeptionelle Behandlung zur Folge hatte. 
Denn mit der allerh. Entschließung vom 16. April 1860 
wurde bestimmt, daß die Besteuerung vom Wein, Fleisch- 
und Obstmost-Verbrauche in den ändern Kronländern schon 
mit 1. M a i 1860, im Kronlande Krain dagegen erst mit
1. November 1861 eingchoben werden soll; diese Bestim­
mung wurde in Anerkennung der drückenden Verhältnisse 
getroffen, welche damals auf unserm Kronlande lasteten. 
Hierdurch gewann also unser Kronland eine exzeptionelle 
Stellung, die man vorläufig nicht aufgeben soll; denn, 
wenn w ir gegenwärtig unfern Antrag lediglich auf jene,
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allen Kronländern gemeinsamen Verhältnisse basiren, so 
steht sehr zu besorgen, daß nach dem allerh. Diplome vom 
20. Oktober 1860 und nach der Reichsverfassung vom 
26. Februar 1861 diese Angelegenheit als eine gemein­
same Reichsangelegenheit behandelt und vielleicht erst nach 
mehreren Jahren durch den Reichstag einer definitiven 
Erledigung zugeführt wird. Es liegt jedoch sehr daran, 
daß unser Kronland von der Entrichtung dieser Steuer für 
so lange befreit bleibe, bis hierüber eine endgiltige Ent­
scheidung im Reichsrathe erfolgt ist; dazu bietet aber 
eben die bereits anerkannte exzeptionelle Stellung unseres 
KronlandeS die beste BasiS; denn so lange diese drücken­
den Verhältnisse, welche ursprünglich die ausnahmsweise 
Behandlung begründeten, in unserm Kronlande fortdauern, 
so lange hat auch unser Kronland ohne Rücksicht auf an­
dere Kronländer das Recht aiiznsprechen, baß die Suspen- 
dirung der Steuer noch forthin aufrecht verbleibe. — M it 
Rücksicht darauf beantrage ich daher, die H. Versammlung 
möge beschließen, an Se. Majestät das Ansuchen zu stel­
len, daß die Einhebung der gedachten Verzehrungssteuer 
in uuserm Kronlande so lange suspendirt werde, als die 
auf demselben lastenden drückenden Verhältnisse, insbeson­
dere die starken Truppendurchmärsche und Konzentrirnngen, 
die bedeutende Vorspannöleistung, Verpflegung der Mann­
schaft und dgl., kurz, so lange lokale drückende Verhältnisse 
eine ausnahmsweise Behandlung unseres KronlandeS als 
nothwendig darstellen.

Sollten wir mit diesem speziellen Ansuchen dnrchfallen, 
so bleibt eö unserem Kronlande noch immer Vorbehalten, 
emcinschaftlich mit ändern Kronländern im Reichstage das 
lnsuchen zu stellen, daß die drückende und in der Art der 

Enthebung wirklich veratorische Steuer aufgehoben werde.
Abg. B r o l i c h :  Ich schließe mich auch insbesondere 

dem Anträge des Herrn Dr. Suppan an, und glaube hier, 
nachdem schon die vielseitigsten Gründe für die Sttöpendi- 
rmtg dieser lästigen netten Fletsch- und Weinsteuer vorge­
bracht worden sind, nur noch insbesondere auf die Nach­
theile Hinweisen zu sollen, welche die Durchführungs-Ver­
ordnung auf Charakter und Moralität Derjenigen, welche 
mit derselben Verordnung besonders betroffen werden, hin- 
wirken. Denn ich bin fest überzeugt, daß dies nach §. 23 
dieser Ausführungs-Verordnung der Fall ist; derselbe lautet: 
„Die nach den Bestimmungen der gegenwärtigen Verord­
nung mit Anmeldungs - und Revistonöbogen betheilten 
Steuerpflichtigen werden bezüglich ihrer steuerbaren Ge- 
tränk-Vorräthe unter amtliche Aufsicht gestellt".

Dieser Paragraph stellt nun alle Insassen, welche 
Weingärten besitzen und Wein erzeugen, unter eine amt­
liche Aufsicht. Die Aufsicht ist an sich selbst außerordentlich 
gehässig und wird durch ein bedeutendes Personale aus- 
geübt werden. Dies wird dem Staate eine Menge Kosten 
verursachen. Abgesehen davon, werden die Insassen, obschon 
die zu entrichtende Steuer zum größten Theil durch das 
Anfsichts - Personale aufgezehrt wird, noch dazu in ihrer 
Moralität auch offenbar benachtheiliget; denn ich bin fest 
überzeugt, daß Aeltern von sehr ehrenhaftem Charakter 
und guter Moralität gezwungen sein werden, ihre Kinder 
dahin zu leiten, dem Äufsichtö-Personale nicht die Wahr­
heit zu sagen, schon anö Furcht, um nicht in Strafe zu 
verfallen, die auf jede, auch die geringste Außerachtlassung 
der gesetzlichen Vorschrift festgesetzt ist. Die Anmeldung wird 
z. B. nicht zu rechter Zeit gemacht, wird daö Personale, 
welches die Durchführung deö Gesetzes zu überwachen hat, 
die Beschlagnahme veranlassen, wird das Strafverfahren 
einleiten, Einvernehmungen werden erfolgen, die Zeugen 
werden sich gcniren, werden für ihre bedrängten Mitinsassen
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Partei ergreifen, werden zur Wahrheit nicht zu bewegen 
sein, und so werden die Kinder in der ersten Jugend Un­
wahrheit, Lug und Trug lernen. Ich glaube, daß gerade 
diese Durchführungö - Verordnung die größten Nachtheile, 
die einem Lande in moralischer Beziehung zugefügt werden 
können, mit sich führt.

Schon aus dieser Rücksicht beantrage ich die Dring­
lichkeit des Antrages des Herrn Dr. Suppan, damit Se. 
Majestät in Kenntniß komme, welche Nachtheile eine solche 
EinsührungS-Verordnung auf das Land üben würde; denn 
ich glaube, baß schwerlich eine solche Verordnung mit Bei­
ziehung von sachverständigen Weingarten - Besitzern und 
Männern auS den untern Klaffen berathen wurde, indem 
sonst kaum zu glauben wäre, daß eine so veratorische, 
ihre moralische Freiheit zu Grunde richtende Maßregel 
erlaffen worden wäre, und daher schließe ich mich dem 
Antrage des Herrn Dr. Suppan an. (2 iv io ! # iv io !)

Abg. Dr. B l e i w e i S  (in flovenischer Sprache):
Vse, kar so gospodje zborniki pred menoj rekli, 

moram poterditi tudi jez.
Kakor strela z jasnega ncba je zadel prcdlanskcm 

oklic novega vinskega davka vse dezele naäega cesar- 
stva, kjer se pridelnje vino.

Resnica je, ktere nesmemo prikrivati visoki vladi, 
da noben davek ni bil s toliko nejevoljo sprejet, kakor 
ta; zakaj noben davek ni tudi v izpeljavi tako nadle- 
2en, kakor ta. Priöa tega so mi vse kmetijski öasniki 
od pervega do zadnjega, ktere so v tem pisali; du- 
najski, Stajarski, tirolski in drugi, — priCa tega so, zali 
bog! lanski kervavi boji v Stajncu na ätajarskem, —  
priöa tega je proänja naäe kmetijske druäbe, so proänje 
in deputacije, ki so iz Dolenskega in Vipavskega priäle 
k poprejänemu dezelnemu poglavarju, naj bi se pre- 
klical ti zlasti za naäo dezelo pretezki davek.

Preklical se ni; al o d 1 o M 1 se je doletos; letos 
se ima tudi pri nas vpeljati, öe ne bomo izprosili, da 
se postava ta prekliöe.

De2elni zbor ima pravico, svoje mnenje izreöi 
tudi v postavab, ki so za celo cesarstvo dane: ali se 
prilegajo tudi naäi dezeli ali ne. Ako danes slavni 
zbor izreöe, da ta davek je zlasti za naäo deMo 
prete^ek, bo le öisto resnico govoril in dolznost spol- 
nil, ki jo ima do svoje domovine.

Davki morajo biti; to vsak ve; zakaj davki so 
dobodki deiiavni, in kakor posamesni gospodar ne 
more obstati brez dobodkov, tako tudi derzava ne. 
Al davek ne sme biti pretezka butara za öloveka, da 
je ne more nositi, ker od take nima ne ljudstvo ne 
derzava nobenega prida. Ako ljudstvo uboza, tudi 
derÄava nima moöi. (Zivio!)

Zakaj pa je zlasti za naäo dolensko in notrajnsko 
zemljo vinski davek preteäka butara? Iz treli vzrokov 
poglavitno:

1. Ker je dvojni davek, namreö davek od grunta 
in davek od pridelka. Naä gmntni davek je pa ze po 
katasterski meri dosti viisj i memo zemljiäniga davka v 
sosednem Stajarskem, Hervaäkem in Primorskem; tako, 
na priliko, je na Vipavskem vrednost orala cenjena 
na 16 do 17 gold., po kteri vrednosti se davek odraj- 
tuje, na bliZnem Primorskem pa le na 9 gold. Tako 
tudi na bliznem Stajarskein ni zemljiäni davek v pri- 
meri s zemljiänim davkom na Kranjskem.

2. Naäe vina so v ceni n i z j e kakor ätajarske, 
primorske in druge, — in kar je colna meja padla 
med Ogerskim, Hervaäkim in Primorskem, so potlaöile 
te vina Se veliko bolje naäe vina. Niska vinska cena,

zraven pa §e vinski davek, to bi primoralo ljudi, da 
bi opustili obdelovanje nogradov in bi tako opeäali, 
da bi ne mogli äe zemljiänega davka plaöevati; kar 
bi bilo tudi derzavi v äkodo.

3. Naäa dezela je revna; Dolenec in Notrajnec ne
pijeta vina samo, da bi si serce razveseljevala, ampak 
vino mu je polziveza, ker mu druzega tfiveza manjka. 
Al mu boöemo äe ta zivez z davkom obloziti ? Naj mi 
slavna skupäöina dovoli, da nekoliko verstic berem iz 
„Novic“, ki nain to iz Dolenskem spriöujejo, in kakoräna 
je na Dolenskem, taka je tudi v Vipavi in splob na 
Notrajnskem (bere iz „No v ic“ lis t  2. le ta  1860.):

„Obdelovanje vinogradov, to je donaäanje zemlje 
v koäib, trikratno okopovanje, koliöenje itd., je tako 
tezavno, da naj se skrijejo pred njim vse druge kme- 
tiäke dela. Naä kmet veöidel se le enkrat zjutraj kube 
naj(5, preden gre v tertje, potem vtakne kos kruba in 
poliöek vina v torbo, pa preterpi s tem celi ljubi bozji 
dan. Poznam ljudi, kteri so ob samem krubu in vinu 
brez kulie prebili celo zimo, in pri tem zmirom pridno 
delali. Vino namestuje kod naä vsakedanji LiveL, s 
kterim nas je naä ljubi Bog piölo previdil, da skor vsi 
na kupiöki zivimo. Ta dac bi tedaj naäo lirano zadel“.

Po vsem tedaj se tudi jez Sivo priklepam danaä-
njega predloga, naj slavni zbor sklene: Njib Veliöan- 
stvo prositi, da se vinski davek na postavni poti za 
naäe deZele za vselej popolnoma prekliöe. C/Avio I Zivio!)

( In  deutscher Uebersetzung lautet dieser Vortrag nach­
stehender Weise):

Alles, was die Herren Abgeordneten vor mir gespro­
chen haben, muß auch ich bestätigen. Wie ein Blitzstrahl 
auS heiterm Himmel hat vor zwei Jahren die Kundma­
chung bezüglich der neuen Verzehrungssteuer auf Wein 
alle Länder unseres Kaiserreiches getroffen, in denen Wein 
gebaut wird. ES ist eine Wahrheit, welche wir der h. Re­
gierung nicht verbergen dürfen, daß keine Steuer mit so 
großem Unwillen ausgenommen wurde, als eben diese; 
denn keine Steuer ist auch in ihrer Durchführung so lä­
stig, wie diese. Dieses beweisen die öffentliche Stimme in 
allen landwirthschastlichen Zeitschriften, von der ersten bis 
zur letzten, welche darüber geschrieben haben, die Wiener, 
Steiermärker, Tiroler und Andere, — dieö beweisen, lei­
der, die vorjährigen blutigen Vorfälle zu Stainz in Steier­
mark, — dies beweisen die Bitte unserer Landwirthschast- 
Gesellschast, die Gesuche und Deputationen, welche aus 
Unterkrain und dem Wippacher Bezirke zu dem gewesenen 
Statthalter gelangten, um den Widerruf dieser besonders 
für unser Land zu brückenden Steuer zu erwirken.

Sie wurde nicht widerrufen, aber fuSpendirt bis auf 
das heurige Jahr. Heuer jedoch soll sic auch bei uns ein- 
gesührt werden, wenn unsere Bitte nicht Gehör findet, 
daß dieses Gesetz widerrufen werde. Der Landtag hat daS 
Recht, feine Meinung auch bei Gesetzen auszusprechen, die 
für daö ganze Reich gegeben sind, ob solche auch aus un­
ser Land passen oder nicht. Wenn heute unsere Versamm-- 
lung eS auöspricht, daß diese Steuer für unser Land zu 
drückend sei, so wird er nur die reine Wahrheit sagen und 
eine Pflicht erfüllen, die er gegeu sein Heimatland hat.

Steuern müssen sein, das weiß Jedermann, denn 
Steuern sind Einkommen des Staates, und wie der ein­
zelne Besitzer ohne Einkommen nicht bestehen kann, so auch 
der Staat nicht. Allein die Steuer darf nicht eine zu 
drückende Last sein, die man nicht zu ertragen vermag; 
denn von einer solchen hat weder das Volk noch der 
Staat irgend einen Nutzen. Wenn das Volk verarmt, 
hat auch der Staat keine Kraft.



Warum aber ist die Weinsteuer insbesondere für un­
ser Unter- und Jnnerkrain eine zu schwere Last?— AuS 
drei Gründen vorzüglich:

1. Weil sie eine zweifache Steuer ist, nämlich eine 
Steuer vom Grunde, und eine Steuer von dem Erträgnisse 
desselben. Unsere Grundsteuer ist aber schon nach dem Ka- 
tastral-AuSmaße viel höher gegenüber der Grundsteuer im 
benachbarten Steiermark, Kroatien und Küstenlande; — 
z. B. im Wippacher Bezirke ist der Werth vom Grund 
und Boden aus 16 bis 17 Gulden per Joch bemessen, 
von welchem die Steuer entrichtet wird, in dem nahen 
Küstenlande nur ans 9 Gulden. Ebenso steht im nahen 
Steiermark die Grundsteuer in keinem Verhältnisse mit der 
Grundsteuer in Krain.

2. Unsere Weine sind im Preise niedriger als wie 
die steierischen, küstenländischen und andere, und seit die 
Zwischenzoll-Linie zwischen Ungarn, Kroatien und Küsten­
land gefallen ist, haben ihre Weine noch weit mehr die 
unfern niedergedrückt. Niedere Weinpreise, zudem aber 
noch die Weinstcuer, würden unsere Leute zwingen, die Be­
arbeitung der Weingärten zu unterlassen, und sie würden 
so »schwächen, daß sie auch die Grundsteuer nicht mehr 
zahlen könnten, waö auch dem Staate nur Schaden brächte.

3. Unser Land ist arm ; der Unter- und Jnnerkraiuer 
trinkt nicht immer den Wein, um sich damit das Herz zu 
erfreuen, sondern der Wein ist ihm auch zur Hälfte Nah­
rungsmittel, da ihm andere Nahrung fehlt. Wollten wir 
ihm denn noch diese Nahrung mit Steuern beschweren? 
ES erlaube mir die H. Versammlung, ein Paar Zeilen 
aus der „Novicc“ vorzulesen, welche uns dies auö Unter» 
krain bezeuget; und wie in Unterkrain, so ist eö auch im 
Wippacher Bezirke und überhaupt in Jnnerkrain.

(Herr Abgeordnete verliest aus der „Novicc“  Nr. 2, 
vom Jahre 1860 nachstehende S telle):

„D ie Bearbeitung der Weingärten, d. i. das Herbei­
tragen der Erde in Tragkörben, das dreimalige Umgraben 
(Häufeln), daö Sehen der Stöcke u. s. w., ist so beschwer­
lich, daß sich alle ändern Bauernarbeiten dagegen ver­
stecken mögen. Unser Bauer ißt größentheils nur ein M al 
deö Morgens gekochte Speisen, ehevor er in den Wein­
garten geht; dann nimmt er ein Stück Brot und etwas 
Wein in seinen Hanbsack mit, und mit dem begnügt er 
sich den ganzen lieben Gotteötag. Ich kenne Leute, welche 
den ganzen Winter hindurch nur mit Brot und Wein, 
ohne gekochte Speisen, sich erhalten und dabei doch immer 
fleißig gearbeitet haben. Der Wein vertritt die Stelle 
unserer alltäglichen Nahrung, mit welcher uns unser liebe 
Gott sparsam bedacht hat, daß wir fast alle in einem 
Häuflein leben. Diese Steuer würde somit unsere N a h ­
r u n g  treffen".

Nach diesem Allem schließe auch ich mich lebhaft dem 
heutigen Antrage an ; eS möge die H. Versammlung heute 
beschließen, Se. Majestät zu bitten, daß die Weinstcuer 
aus gesetzlichem Wege für unser Land aus immer und 
vollständig widerrufen werde.

Abg. Deschmann:  Herr Präsident, ich bitte um 
das W ort! (Nachdem derselbe das Wort erhalten): Ich 
erlaube mir, die hohe Versammlung in dieser so sehr er­
schöpften Debatte nur mit einigen Worten in Anspruch 
nehmen zu dürfen, indem bei der bisherigen Debatte vor­
zugsweise von Unterkrain die Rede war, und auch Inner» 
krain, das Wippacher Thal, gewiß mit Vertrauen ans den 
Krainer-Landtag blickt, daß derselbe die Beschwerden des­
selben auch zur Sprache bringen wird.

Da ich hier den Herrn Vertreter des Wippacher 
Thaleö vermisse, erlaube ich mir den Umstand zur Sprache
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zu bringen, daß die Gründe, welche Herr Dr. Suppan 
bezüglich des Weinbaues in Unterkrain anfgesührt hat, in 
eben dem Maße auch bezüglich des Weinbaues in Wippach 
Geltung haben. Was von der Auflösung der Zwischenzoll- 
Linie und dem Sinken des WeinpreiseS in Unterkrain ge­
sagt wurde, dasselbe gilt auch bezüglich der Wippacher 
Weine, welche seit jener Zeit, seit nämlich zwischen Krain 
und Kroatien die Zollschranken gefallen, nur einen gerin­
gen Absatz haben. Ich erinnere nämlich, daß in dieser Ge­
gend z. B. in Lack, in einem Bezirke, wo ein M a l durch» 
gehendS Wippacher Wein gebraucht wurde, derselbe nicht 
mehr so beliebt ist und durchgehendS durch kroatische Weine 
ersetzt wird. ES ist wahr, daß daS schlechte Weinjahr in 
Ober-Italien und im Görzer Gebiete den Absatz der W ip­
pacher Weine besonders aus die Beine geholfen; allein selbst 
in den letzten Jahren verschlechterten sich die Preise da­
selbst, und ich führe weiters als einen begründeten Um­
stand auch an, daß Hagelschläge ebenfalls Kalamitäten 
sind, welche im Wippacher Thale im ausgedehnten Maße 
eintraten. WaS die sonstigen Lasten dieses Distriktes an­
betrifft, so erwähne ich noch insbesondere, daß die Hun- 
gcrSnoth oder Gefahr der Hungerönoth, welche in der 
letzten Zeit Unterkrain in so großartigem Maßstabe traft 
vielleicht durch die Mißernte, welche daS Wippacher Thal 
traf, mit herbeigeführt wurde, und daß dasselbe durch die 
nämlichen Militärdurchmärsche in einer ebenso ausgedehnten 
Weise in Anspruch genommen wurde; ich ersuche daher, 
daß die H. Versammlung (wenn der Antrag überhaupt ge­
nehmiget wird, diese Bitte an Se. k. k. Apost. Majestät zu 
richten), daß von der mit der Verfassung der Petition be­
trauten Kommission auch deö Wippacher Thales und der 
Bedürfnisse der Bewohner desselben ebenfalls Erwähnung 
geschehen möge.

Abg. Dr. v. Wurzbach (welcher hiernach das Wort 
erhält, bemerkt): Ich schließe mich vollständig dem Antrage 
deS Herrn Dr. Suppan an, accentuire aber insbesondere 
auch jenen vom Herrn Abgeordneten, Landeögerichtsrathe 
Kromer, gemachten wichtigen Zusatz, nämlich, daß aus 
den Moment vorzüglich Rücksicht genommen werden solle, 
so lange die Umstände, unter welche» die Suspension be­
willigt worden ist, fortdauern, w ir gerechten und natür­
lichen Anspruch haben, diese Suspension auch künftighin 
zu begehren; im Uebrigen ist auch vorzüglich daraus zu 
merken, baß ein Steucrcjcfetz, dessen Ausführung mit Ve- 
rationen verbunden ist, jedenfalls bedenklich, ein ©teuer» 
gesctz aber, bei welchem so maßlose Verationen, wie sie 
hier vom Herrn Vorredner bekannt gegeben wurden, statt­
finden, verwerflich ist. Unser Landvolk ist hilflos, kann sich 
gegen Willkühr der Beamten in dieser Sphäre unmöglich 
vertheidigen; die Vertheidigung mit Worten, das Entge­
genstemmen mit Worten hilft nichts; die eigentliche Op­
position kann nur schriftlich gemacht werden; wo soll der 
Landmann Zeit und Geld hernehmen, um mit Rekursen 
und Beschwerden Abhilfe zu suchen? Auf diesen Umstand 
glaube ich vorzüglich Rücksicht nehmen zu müssen und un­
terstütze daher den Antrag des Herrn Dr. Suppan mit 
dem Zusatzartikel des Herrn Abgeordneten Kromer.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand das Wort in 
diesem Gegenstände zu ergreifen?

Abg. Dr. S u p p a n :  Ich erlaube mir meinem
früheren Antrage nur noch beizufügen, daß nach meiner 
Ansicht der Antrag deö Herrn Abgeordneten Kromer mit 
dem meinigen in durchaus keinem Widerspruche stehe, und 
daß ich glaube, den Antrag selbst in Rücksicht aus die 
speziellen Bedürfnisse, mit Rücksicht auf die speziellen Um­
stände, in denen sich Krain befindet, motivirt zu haben;
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daß ich daher auch durchaus keine« Anstand habe, mich 
dem Antrage deS Herrn LandeSgerichtörathes Kromer anzu­
schließen und ihn im Gegentheile als meinen eigenen 
anerkenne.

P r ä s i d e n t :  Ich werde jetzt, nachdem Niemand 
der Herren daö Wort mehr nehmen will, den Antrag des 
Herrn D r. Suppan, und zwar den ersten Punkt desselben 
zur Abstimmung bringen, nämlich, daß eine Petition an 
Se. k. k. Apost. Majestät zu richten sei, daß die Einfüh­
rung des mit kaiserl. Verordnung vom 12. M a i 1859 
erlassenen Gesetzes über die künftige Besteuerung des Ver­
brauches von Wein und Fleisch, dessen Wirksamkeit mit 
allerhöchstem Handschreiben vom 15. September 1859 bis
1. M a i 1860 suspendirt wurde, mit weiterer allerhöchsten 
Entschließung vom 15. September 1860 für Kroatien, 
Slavonien, Krain und Istrien aber bis 1. November 
1861 sistirt wurde, für das Herzogthum Krain neuerlich 
und unter den bestehenden exzeptionellen Zuständen in 
so lange aufgeschoben werde, bis der hohe Neichsrath 
über den Fortbestand, oder doch über die nothwendigen 
Modifikationen dieses Steuergesetzes einen Beschluß gefaßt 
haben wird. Das ist, wenn ich recht verstanden habe, der 
Inhalt des neuen Antrages.

Abg. K r o m e r :  Ich erlaube mir zu bemerken, daß 
mein Antrag lediglich auf die in diesem Lande bestehenden 
drückenden Verhältnisse —

P r ä s i d e n t :  Auch der Antrag deS Herrn Dr. 
Suppan betont ausdrücklich die Verhältnisse von Krain.

Abg. Kr omer :  Ich wollte dem Kronlande Krain 
für den Fall, daß cs die künftige exzeptionelle Stellung 
auf Grund der derzeit drückenden Verhältnisse nicht erlan­
gen sollte, noch immer die Möglichkeit refervirt haben, 
anf Grund der allen Kronländer gemeinsamen Verhält­
nisse im Reichstage die Aushebung der Verzehrungssteuer 
petitionircn zu können. Vorläufig also war mein Antrag 
nur auf die im Lande bestehenden besonderen Verhältnisse 
gegründet.

P r ä s i d e n t :  Diesem ist auch, wie ich glaube, ent­
sprochen worden, durch die Ausnahme ihrer Modifikationen 
in den Antrag des Herrn Dr. Suppan.

Es handelt sich darum, den Passus auszunehmen, 
daß die exzeptionellen Zustände in Krain, so lange sic 
bestehen, beachtet werden, und daß aus diesem Grunde 
die Suspension der besprochenen Steuer stattzufinden habe, 
bis der Neichsrath eine definitive Schlußfassung in dieser 
Beziehung herabgelangen läßt; dies ist, glanbe ich, der 
Antrag.

Abg. Dr. B l e i w e i S :  Ich würde mir nur erlauben, 
die Anfrage zu stellen, da ich es bei der ersten Vorlesung 
nicht gut aufgefaßt habe, ob die hohe Versammlung den 
Beschluß fasse, um Aufhebung deS Gesetzes zu bitten, oder 
ob es sich bezüglich des jetzt ausgeuommenen zweiten Pas­
sus um eine Siispciidiruug oder eine Modifikation hantle?

P r ä s i d e n t :  Es handelt sich um die Suspension, 
in so lange, bis der Reichörath über den Fortbestand oder 
über die allfälligen Modifikationen dieses Steuergesetzes 
sich ausgesprochen habe» wird.

Abg. K r o m e r :  Nach meinem Anträge ließe sich 
dieses Begehren nicht leicht rechtfertigen; denn weil ich das 
Begehren nur dahin stelle, daß weil die im Lande beste­
henden drückenden Verhältnisse, welche ursprünglich die 
Berücksichtigung deS Landes und dessen Befreiung von der 
Entrichtung der Verzehrungssteuer zur Folge halten, noch 
derzeit fortdanern, aus Rücksicht dieser noch fortdauernden 
Verhältnisse die Suspension eintreten müsse. Weil ich nur 
diesen Antrag stelle, kann ich nicht sagen; so lange soll das Land

befreit sein, bis im Reichstage rücksichtlich des Bestandes 
oder der Aufhebung der ©teuer definitiv entschieden wird, 
sondern folgerichtig kann ich nur sagen: für das Kron- 
land Krain habe, so lange als die exzeptionellen, die Steuer­
befreiung bedingenden Verhältnisse im Lande fortdanern, 
die SuSpendirung des fraglichen Gesetzes zu dauern; das 
glaube ich, wäre folgerichtig.

Abg. D r. S u p p a n :  Ich erlaube mir dem Gesagte» 
nur die Bemerkung entgegenzusetzen, daß wir in einer Pe­
tition unmöglich um einen unbestimmten Termin bitten 
können. W ir wissen selbst nicht, wie lange diese exzep­
tionellen Verhältnisse dauern werden; sie können ein halbes, 
sie können ein ganzes Jahr währen, und wir müßten,von 
Jahr zu Jahr neuerdings derartige Petitionen hinaussenden. 
Ich glaube der bestimmteste Termin ist derjenige, in wel­
chem der hohe ReichSrath seinerzeit definitiv einen Beschluß 
über dieses Gesetz gefaßt haben wird.

Abg. A m b r o sch: Ich bitte um das Wort. (Nachdem 
er dasselbe erhalten): Ich glanbe der Antrag des Herrn 
D r. Suppan ist der selbstständige und jener des Herrn 
Abgeordneten Kromer der modifizirende, und würde den 
Vorschlag machen, den modifizirenden zuerst zur Abstim­
mung zu bringen.

P r ä s i d e n t :  Ich bitte den Herrn Abg. Kromer, 
seinen Antrag zu sormiilire».

Abg. K r o m e r :  Mein Antrag geht dahin.
P r ä s i d e n t :  Ich bitte mir denselben schriftlich zu 

übergeben. (Nach einer Panse von 10 Minuten übergibt 
Abg. Krontcr seinen Antrag schriftlich, und der Präsident 
eröffnet die Sitzung wieder mit folgenden Worten):

Der Abg. Herr Anton Graf Auersperg erhält daö 
Wort, um einen von ihm angemeldeten vermittelnden Antrag 
vorznbriiige».

Abg. Anteil Graf Aue r s pe r g :  Ich glaube, daß 
die Anträge beider Herren Antragsteller, die so wichtigen 
Motive für sich angeführt haben, in eine Formulirung 
vereinigt werden könnten, besonders unter Voraussetzung, 
daß das vom Herrn Kromer betonte Verhältniß, nämlich 
der noch fortdauernde exzeptionelle Zustand des Landes in 
der Petition nachdrücklich unc> in hervorragender Weise 
betont werden möge; dann würde der Wortlaut der Pe­
tition folgender sein: Der hohe Landtag wolle beschließen, 
an Sc. k. k. Apostol. Majestät eine Petition mit dem An­
suchen zu richten, daß die Einführung des Gesetzes vom 
12. M ai 1859 über die Verzehrungssteuer von Wein, 
Fleisch und Most in Krain so lange, als die derzeit auf 
diesem Kronlande lastenden drückenden Verhältnisse fort­
danern, und eventuell bei dem Aufhören dieser exzeptionellen 
Motive noch so lange suspcndirt bleibe, bis die definitive 
Normirung des maßgebenden Steuergesetzes durch den 
Neichsrath stattgefnndeii hat.

Abg. Dr. S u p p a n :  Ich erkläre, gegen diesen An­
trag des Herrn Abg. Anton Grafen Auersperg meinen 
Antrag zurückzuziehen.

P r ä s i d e n t :  Eö ist dies nicht nothwendig, da sein 
Antrag eben nur ein Vermittlungsanlrag ist.

Abg. Ambr osch : Es dürste dies wohl nur den
Unterschied mit sich bringen, daß dieser VermittlungSan- 
trag, nachdem er die beiden ändern Anträge in sich ver­
einigt, vor Allem allein zur Abstimmung gebracht wird.

P r ä s i d e n t :  Ich bringe somit den Antrag des 
Abg. Herrn Anton Grasen Auersperg hiermit zur Abstim­
mung, und bitte jene Herren, welche damit einverstanden 
sind, sich zu erheben. (Wird einhellig angenommen).

P r ä s i d e n t  (fährt fort): Der Antrag ist also im 
Prinzipe angenommen; wir gelangen nun zum zweiten



Punkte des Antrages des Herrn Dr. Suppan, betreffend 
die Ausstellung eines Gomitd’s zur Verfassung der Petition.

Abg. Dr. S u p p a n :  Ich glaube, daß man (ich 
bezüglich dieses zweiten Punktes an die bisherige Gepflo­
genheit halte», nnd dem Herrn. Präsidenten sowohl die Be­
stimmung der Zahl der Mitglieder des Comitö's als auch 
die Bezeichnung der Mitglieder selbst überlassen könnte.

P r ä s i d e n t :  Ich muß dagegen depreziren; eS ist 
dies ein zu wichtiger Gegenstand und ich kenne die Herren 
zu wenig, um mich darüber mit Beruhigung aussprecben 
zu können; ich muß schon darauf bestehen, daß das Co- 
ntite von der hohen Versammlung gewählt werde.

Abg. A m b r o  sch: Ich glaube, cs liegt ein Antrag 
über die Zahl der Comitö-Mitglieder vor; wenn ich mir 
erlauben darf, würde ich die Zahl Drei hierzu Vorschlägen.

P r äs i d e n t  bemerkt, daß das Comitö aus drei oder 
fünf Mitgliedern zu bestehen haben werde, und stellt be­
züglich des Antrages des Abg. Ambrosch die Umfrage.

Abg. Gustav Graf A u e r sp e r g  stimmt für ein 
Eoinitv bestehend aus drei Mitgliedern.

Abg. B r o l i ch  für ein solches von fünf Mitgliedern.
(Da sich über die Aufforderung deö Präsidenten zur 

Abstimmung über den Antrag auf ein Eoniitv von fünf 
Mitgliedern zu schreiten nur eils Abgeordnete erhoben, 
erklärt der Präsident als Beschluß der Versammlung die 
Bestellung eines Comitö'S aus drei Mitgliedern und for­
dert die Versammlung aus, die Wahl vorzunehmen.)

Abg. Baron A p s a l t e r n : Ich erlaube mir, um nicht 
zu einer Wahl schreiten zu müssen, den Vorschlag zu ma­
chen, daß Herr Dr. Suppan, als ursprünglicher Antrag­
steller jter acclamationem angenommen und ersucht werde, 
zwei andere Mitglieder zu sich zu bitten, welche er der 
Versammlung vorschlagen würde, und welche sohin mit der 
Verfassung der Petition Vorgehen mögen.

Abg. Ambrosch unterstützt diesen Antrag und bittet, 
denselben zur Abstimmung zn bringen.

(Auf die dieöfällige Umfrage des Präsidenten erhe­
ben sich sämmtliche Abgeordnete.)

P r ä s i d e n t :  Ich ersuche nunmehr den Herrn Dr. 
Suppan, jene zwei Herren zu bezeichnen, welche sich der­
selbe zn adjungiren wünscht.

(Ans die Anfrage des Abg. Dr. Suppan, ob er die­
selben unverzüglich namhaft zu machen habe, beschließt die 
Versammlung einstimmig, über Antrag des Abg. Grafen 
Anton Auersperg dem Herrn Antragsteller eine Frist bis 
zum Schluffe der heutigen Sitzung zur Namhaftmachung 
der beiden weitern Coinitk-Mitglieder zu gewähren.)

P r ä s i d e n t :  Im  Anträge des Herrn Dr. Suppan 
ist noch der dritte Punkt zu erledigen.

Der dritte Punkt des Antrages lautet: „Die Peti­
tion den nach Wien in den Reichsrath zu entsendenden 
Landtags-Mitgliedern zu dem Ende einzuhändigen, damit 
dieselben als Deputirte des Landtags diese Petition an 
Se. Erzellenz den Herrn Staatsminister zur weiter» Ue- 
bergabe an Sc. Majestät übergeben".

Abg. Dr. S u p p a n :  Da wir so sehr von der Wich­
tigkeit dieser Angelegenheit überzeugt sind, so glaube ich 
auch, daß die Petition nicht auf dem gewöhnlichen Ge- 
schästswege an Se. Majestät gelangen sollte, sondern um 
dem Wunsche dcö Landtages möglichst Nachdruck zu geben, 
glaube ich, daß dieselbe den nach Wien abreisenden Her­
ren ReichSräthen dieses Landtages übergeben werde, damit 
dieselben auch mündlich und nachdrücklich denselben bei Sr. 
Erzellenz dem Herr» Finanzminister zu unterstützen in der 
Lage seien. Aus diesem Grunde wurde der dritte Punkt 
im Antrage ausgenommen.
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Abg. Dr. v. Wurzbach:  Ich glaube, den Passus 
gehört zu haben dahin, daß diese Petition den Herren 
Abgeordneten in den Reichsrath mitgegeben werde» solle, 
daß dieselbe» als Landtags-Deputirte beim h. ReichSrath 
einznschreiten habe».

Ich glaube, es dürfte im Gesetze enthalten fein, daß 
eine Deputation vom Landtage an den Reichsrath nicht 
stattsinden dürfe. Es ist nur eine Kleinigkeit, eine Form­
sache; ich glaube, daß Die Herren Reichsraths - Abgeord­
neten ohne weiters den Akt mitnehmen und ihn an den 
Reichsrath übergeben sollten; jedoch nicht als eine Depu­
tation des krainischen Landtags. Ob ich nicht irre, weiß 
ich nicht, aber mir scheint, es kommt ein ausdrückliches 
Gesetz vor; nur weiß ich nicht den Artikel, wo eö heißt: 
Abordnungen von Seite des Landtages an den Reichsrath 
in Form einer Deputation sind nicht gestattet.

Abg. Baron A p f a l t e r n :  An Se. Majestät.
Abg. Dr. S u p p a n :  Es waltet nur ein Jrrthnm 

vor von Seite des geehrten Herrn Vorredners, da nicht 
eine Deputation an de» Reichsrath, sondern an Se. Erzeil. 
den Herrn Finanzminister beantragt wurde, wogegen mei­
nes Erachtens kein Anstand obwaltet.

Abg. D r. v. Wurzbach:  In  Folge der Belehrung, 
die ich erhalte» habe, ziehe ich mein Amendement zurück, 
weil cs hier nur heißt „au Se. Majestät", und der An­
tragsteller ohnedies beantragt, dieselbe nur an das Fi- 
nanzministcrinm abzuordneu.

P r ä s i d e n t :  An  daS kaiser l i che H  o f l  ag er 
dürfte keine Petition abgeorduet werden.

Abg. Ambrosch:  Eö ist noch eine Bestimmung 
übersehen worden, nämlich, daß dies Gesuch hier im Land­
tage wieder zum Vorträge kommen >»uß.

P r ä s i d e » t :  DaS können wir ja noch später be­
sprechen, sobald einmal diese drei Punkte angenommen sind.

(Da ans die Frage des Präsidenten, ob Jemand über 
den dritte» Punkt des Antrages noch etwas zu bemerken 
habe, sich Niemand erhebt, bringt er denselben znr Ab­
stimmung und er wird einstimmig angenommen.)

Da somit der dritte Punkt anch angenommen ist, so 
wäre jetzt nur noch die Frage zu besprechen, bis wann 
daS Eomite mit der Verfassung der Petitio» fertig zu 
werde» glaubt.

(Nachdem Dr. Suppa» die Erklärung abgegeben, 
bis znr nächsten Sitzung damit fertig sei» zu können, er­
klärt der Präsident, daß er in der nächsten Sitzung die 
Petition an die Tagesordnung bringen werde, wo sic 
diskntirt unk der weitere Beschluß gefaßt werden wird.)

Der zweite Gegenstand ist eine Regierungs-Vorlage 
vom 8 . April, welche ich hiermit zur Keuntniß bringe:

„Laut Mittheilung des h. Staatsministeriums liegt eS 
in Absicht der Regierung, sich wegen der Uebergabe der 
nach den Bestimnuingen der LaiidcSordniing in die Ver- 
waltrnig des Landtages und beziehungsweise des Landes - 
AusschusseS übergehenden Fonde und Anstalten, so weit die­
selben unter der unmittelbaren Verwaltung der Regierung 
stehen, mit dein neu konstituirteu Landeö-ÄuSschusse in daS 
Einvernehmen zu setzen, daher der Landtag den LandeS- 
AuSschuß beauftragen wolle, hierüber mit der Regierung 
in Verhandlung zu treten und daS Ergebniß dem Land­
tage vorznlegen.

Eben so hat der Landtag den LandeS-AnSschuß zu be­
auftragen, die im §. 29 L. O. bezeichneten Geschäfte deS 
bisherigen ständ. Landes-AuSfchusseS (Verordnten- Stelle 
und ständischen Ausschusses) zu übernehmen, und das Re­
sultat dem Landtage gleichfalls vorzulegen.
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P r ä s i d e n t :  Es handelt sich also nun um zwei
Gegenstände: 1) Um die Uebernahine des Landessondes 
und der Landesanstalten in die Verwaltung des Landta­
ges ; 2) um die Uebernahine der Geschäfte der Agenda der 
ständ. Verordneten-Stelle und des stäub, verstärkten Aus­
schusses an den neu konstituirten Landes-AnSschnß. Hier 
erlaube ich mir nur zu bemerken, daß es sich nicht allein 
um die Agenden und Geschäfte, sondern auch um die Ue- 
bernahme des ständ. Vermögens, welches zum Theil in 
Kapitalien und zum Theil in Realitäten besteht, handelt. 
Indem ich den ersten Theil zur DiSkutirnng vorbriugc, 
eröffne ich nun die Debatte, daß nämlich der Landtag den 
Landes-AnSschnß ermächtigen wolle, sich mit der LanbeS- 
regierung in'S Einvernehmen zu setze», in Bezng auf die 
Uebernahine des Landesfoudes und der Landesanstalten.

Abg. A in b r o s ch: Ich glaube, daß sich eine Debatte, 
besonders eine ausführliche Debatte diesfalls beheben dürfte, 
und die hohe Versammlung sich nnr mit der Vorlage des 
Herrn Landeschefs einverstanden erklären bürste. Die 
Pflicht des Ausschusses wird cs sein, zusammen zu treten 
und mit jener Behörde, welche dieses Vermögen und diese 
Agenden bis jetzt geführt und besorgt hat, auf zweckmäs­
sige Weise die Uebernahine zu pflegen.

P r ä s i d e n t :  ES muß auf jeden Fall doch der Be­
schluß der hohen Versammlung vorliegen, daß sie beit Lan- 
beS-AuSschnß zu bieser Aufgabe ermächtigt tmb beauftragt.

LaubeSchef :  Uub baß ber LanbeS-Ausfchuß sonach 
das Ergebniß bem Lanblage zn berichten habe.

P r ä s i d e n t :  Das versteht sich. Wenn die hohe 
Versammlung jetzt diesen Ausspruch thuii w ill, bitte ich 
die Herren, in so ferne sie mit diesem Antrage einverstanden 
sind, sich zu erheben. (Wird einstimmig angenommen.) Es 
wird also der LandeS-AuSschuß von Seite ber hohen Lan­
des-Versammlung beauftragt und ermächtigt, sich mit ber 
Regierungsbehörbe wegen Uebernahine der Anstalten und 
Fonbe unb gegen seinerzeitige Berichterstattung an ben 
Landtag in's Einvernehmen zu setzen. (Dieser Beschluß 
wird biirch allgemeines Ansstehen unterstützt.)

P  r ä s i b e n t : Ein gleiches gilt in Bezng auf bie 
Uebernahine der Geschäfte und des vorigen ständ. Vermögens.

Abg. A m b r o  sch: Eö braucht nichts anderes, als 
den Beschluß.

P r ä s i d e n t :  Es wirb sich also, sobald als möglich, 
der Lanbes-Allsschuß mit bem Herrn Lanbesches ins Ein­
vernehmen setzen, wann und in welcher Art die Ueber­
nahine der LanbeS-Anstalten und LandeSfonde stattsindet; 
eben so wirb sich ber Laudes-AuSschuß mit dem vorbestan­
dene» ständ. Ausschuß in's Einvernehmen setzen, wann und 
in welcher Art die Uebernahine des Vermögens, der Ka­
pitalien und Realitäten stattfinden soll.

Abg. Ambrosch:  Das alleS sind Formgegenstände, 
bie der LandeS-AuSschuß zu verfüge» trachten wird.

P r ä s i d e n t :  W ir haben noch einen Gegenstand, 
de» Vortrag einer provisorischen Geschäftsordnung für die 
Landtags-Verhandlnngen, durch den Abg. Herrn Ambrosch 
eingebracht.

Abg. Ambrosch:  Wenn ich mit dem Entwurf einer 
prov. Geschäftsordnung vor bie hohe Versammlung trete, 
so gebietet eö mir bie Pflicht, zuerst um Entschuldigung 
zu bitten, baß ich eS war, ber biesen Gegenstanb in Angriff 
nahm. Ich habe bies beöwegen unternommen, weil ich 
schon vielseitig den Wunsch nach einer Geschäftsordnung 
habe anSsprechen gehört; ich habe mir aber dadurch die 
Eigenschaften und Fähigkeiten nicht angemaßt, um eine 
Geschäftsordnung nur zu entwerfen, die schon als Grund­
lage einer Debatte dienen würde, cs ist uns auch die

Zeit zu kurz zugcmcssen, um über eine Geschäftsordnung 
zu debattiren, wohl aber dürfte es der hohe» Versamm- 
lniig ersprießlich erscheinen, baß ein Entwurf hier nur zur 
Kenntiiiß gelange, über besten Bestimmung vielleicht schon 
in rer nächsten Versammlung gewissermaßen bie Richtung 
eiugeschlagen werben könnte, bann aber bürste es ber hohen 
Versammlung genehm fein, diesen Entwurf als Basis dem 
LandeS-Ansschusse zuz»weise», um auf Grundlage dessel­
ben einen förmlichen Entwurf für den nächsten Landtag 
vorzubereiteu, und so würde der nächste Landtag zuerst 
seine Sitzung mit der Debatte über die Geschäftsordnung 
zu beginnen haben, um einen Boden zu gewinnen, nach 
welchem die Verhandlungen systeminäßig gepflogen werben 
können.

Es wird sich heule wahrscheinlich jede Debatte über 
den Inhalt dieses provisorischen Entwurfes beheben, weil 
er nichts weiter bezweckt, als zur Kenntniß genommen zu 
werden. Es wird vielleicht, wenn ihn die Versammlung 
genehmigt, als Entwurf der Geschäftsordnung für den 
nächsten Landtag bienen. Ich würbe, wenn Sie es mir 
erlauben, nur bitte», ihn vorlese» zu dürfen.

Abg. D r. B l e i w e i s :  DaS muß abgestimmt wer­
den, ob wir eS hören wollen. Ich glaube, daß das ge­
genwärtig keinen Zweck hat, sondern baß ber zweite An­
trag angenommen werben solle, nämlich die Geschästsord- 
nnilg bem LandeS-Ansschusse zu übergeben, ber sic bann 
prüft unb am nächsten Lanbtage zur Geltung bringt.

Abg. Ambrosch:  Ich erlaube mir bagegen nur so 
viel zu bemerke«, daß ich es für ersprießlich gehalten hätte, 
wenigstens für diese wenigen Sitzungen, die ivir noch ab­
halten werde», etwas Maßgebendes an die Hand zn geben, 
begnüge mich aber, wenn die hohe Versammlung einver­
standen ist, vollkommen mit dem Antrage, und so behebt 
sich die Vorlesung.

Abg. Dr. T om  an: Ich hätte dem Anträge des 
Herrn Ambrosch Folgenbes beizufügen: Die Ge'schäfts- 
orbnung ist unumgänglich iwthweiidig. Der Wunsch ist 
biesfalls oft rege geworden. Allein ber Entwurf einer 
prov. Geschäftöorbnnng ist eine Sache von großer Wich­
tigkeit, er ist ber Plan ber sich hcrauöbilbcnbcil GeschäftS­
orbnung. Dieser muß bahcr sehr reiflich erwogen unb 
genau burchbacht werden. Es ist kaum möglich »ach einer 
Vorlesung ber vom Herrn Ambrosch aufgesetzten Gnmb- 
sützc sich zur Annahme ober Nicht-Annahnie zu entschließe». 
Die Tragweite der einen und ander» Bestimmung ist kaum 
zu ermessen. Nachdem wir eine ganze Woche ohne Ge­
schäftsordnung verhandelt haben unb schwerlich noch eine 
Woche verhandeln werde», so könnte für diese wenigen 
Tage vielleicht die Bestimmung einer Geschäflövrbnnng 
unterbleiben. Aber bannt bem nächsten znsammentreteiiden 
Lanbtage eine Geschäftsorbnnng vorbereitet werde, mache 
ich den Antrag, daß ein Eomitv von fünf Mitgliedern ge­
wählt werde (einzelne Stimmen: „der Ausschuß! der 
Ausschuß!"),

Abg. Dr. To i na  n (setzt fo rt): dem diese Arbeit des 
Herrn Ambrosch als Material ohne alle Präjudiz überge­
ben werde zur Verfassung und Vorlegung einer Geschästs- 
orbnuiig au ben Landtag zur weitern Berathung.

P r ä s i d e n t :  Wünscht noch Jemand von den Herren 
das Wort zn ergreifen.

Abg. Ambrosch:  Es würbe anmaßmb von mir 
sein, wenn ich auf meinem Antrage bestehen wollte, indem 
ich ihn boch mit der größten Bescheidenheit zur Sprache 
gebracht habe. Ich habe gar nichts cinzuwenden gegen 
den Antrag des Herrn Vorredners D r. Toman, anßer 
dieses, daß es nicht füglich wäre, jetzt ein Eomitö dazu



zu bestellen, indem, wie der Herr Vorredner selbst gesagt 
hat, mir nur noch wenige Tage hier verhandeln werben, 
die Geschäftsordnung aber nach seiner Meinung ein so 
wichtiger Gegenstank ist, der längere Zeit in Anspruch nimmt.

Nach der LandtagSordnung ist der Ausschuß ohnedies 
berufen, die Vorlagen für den Landtag zu entwerfen, und 
der Entwurf der Geschäftsordnung gehört zu diesen Vor­
lagen. Es dürfte sich der Herr Vorredner selbst dazu be­
stimmt finde», seinen Antrag dahin zu modifiziren, daß 
dem Ausschüsse der Entwurf einer Geschäftsordnung anheim 
gestellt bleibe. Weil ich selbst die Ehre habe, dem Aus­
schüsse anzugehören, werben wir uns wohl dann verstän­
digen, was wir zur Grundlage nehmen.

Abg. Dr. T o  man:  Ich habe absichtlich ein Eomitö 
gesagt, weil ich glaube, daß der Landes - Ausschuß mit 
ändern Arbeiten sehr überhäuft sein wird, und glaube, daß 
dieses Eoniil6 auch in der Zeit, als wir zusammen bleiben, 
und bis zum nächsten Zusammentritte des Landtages die 
Geschäftsordnung vorbereiten und dann in Kürze vorlegcn 
konnte, beharre aber nicht darauf. Wenn eben einer von 
den Herren aus dem Landesausschlisse selbst glaubt, daß 
die Arbeit nicht überlästig sein wird, so kann auch der 
LandeüanSschuß diese Arbeit übernehmen.

Abg. Ambrosch:  Ich muß dem Herrn Vorredner 
nur sehr dankbar sein, daß er den Landesausschuß einer 
Mühe überhebt, dessen Thätigkeit nach einer heutigen Re­
gierungsvorlage ohnedies in sehr erhöhtem Maße in An­
spruch genommen wird. Ich muß daher die Versammlung 
bitten, mein heutiges Auftreten mir nicht als Anmaßung 
zumuthen z» wollen; ich habe es gut gemeint. Ich ziehe 
meinen Antrag zurück und bitte, die Sitzung für geschlos­
sen zu erklären.

Abg. Freih. v. A p f a l t e r n :  Für den Fall käme 
ich darauf zurück. W ir müssen eine Geschäftsordnung haben, 
wir müssen dem Landesausschusse ein Material geben und 
die Geschäftsordnung vorbereiten. Ich habe nichts gegen 
den Antrag des Herrn Dr. Toman, sehe aber nicht ein, 
um wie viel weiter er uns bringt. Herr Dr. Toman bean­
tragt ein Eonütö von fünf Mitgliedern zusammcuzustellen, 
welches über diese vom Herrn Ambrosch beantragte Ge­
schäftsordnung zn beratheti, und dieses Operat sodann der 
Versammlung noch im Lause dieser Session vorzutragen 
hätte, welches dann wieder an den Landesausschuß über­
wiesen würde, zur definitiven Begutachtung, um der näch­
sten Session einen Bericht zu erstatten. Ich sehe nicht ein, 
was wir dadurch bezwecken; aus dem Grunde sehe ich eS 
nicht eilt, weil ich glaube, daß ein vielleicht etwas minder 
vollendetes Elaborat oder etwas Gediegeneres für den 
LaudeSausfchuß mehr oder weniger gleichgiltig ist. Es muß 
doch paragraphenweise durchgegangen und paragraphenweise 
diSkntirt werden, und weder der eine noch der andere 
nöthiget uns znr Annahme, ob es noch von dem Eomite 
von fünf Mitgliedern in Mitte liegend diSkntirt worden ist 
oder nicht. Ich glaube daher, daß einfach der modifizirte 
Antrag des Herrn Ambrosch anznnehmen wäre, der dahin 
geht, daß die Geschäftsordnung, wie sie hier auf seinem 
Tische liegt, durch den Landesausschuß im Laufe der statt­
findenden Unterbrechung deS Landtages geprüft werde, wor­
über wir den Bericht in einer der ersten Sitzungen der 
nächsten Session hören werden.

Abg. Dr. T o  nt an: Der Antrag des Herrn Vorred­
ners ist auch der nichtige, weil ich zuletzt von der Auf­
stellung eines Eomitö abgegangen bin, und mich für den 
Landesausschuß erklärt habe. Die Zweckmäßigkeit sehe ich 
auch ein, folglich glaube ich, daß dieser Antrag zur Ab-
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ftintinung zu bringen sei, mag er von dem oder jenem 
ausgehend erklärt werden.

Abg. Dr. S ie  iw  ei s :  Ich muß diesen Antrag als 
den meinigeit erklären. (Allgemeine Heiterkeit.)

Abg. Ambrosch:  Ich habe einen Antrag ans Ver­
fassung des Entwurfes der Geschäftsordnung zurückgezogen, 
und cs bleibt nichts übrig, als diese vereinigten Anträge 
zur Abstimmung zu bringen.

P r ä s i d e n t :  Weuu Niemand mehr das Wort 
wünscht, bringe ich den Antrag zur Abstimmung, daß 
nämlich dieser Entwurf dem Landesausschuß als schätzbares 
Materiale übertragen werden sollte und derselbe ihn benützen 
möge, den Entwurf seinerzeit dem Landtage bei der näch­
sten Session vorzulegen. (Wird einstimmig angenommen.)

Abg. Ambrosch:  Ich bitte, »teilte Herren, weil wir 
keine Geschäftsordnung haben, wird mir die hohe Ver­
sammlung erlauben, daß ich als lebende Geschäftsordnung 
zeitweilig Das Wort ergreife, um an Dasjenige zn erinnern, 
was gewöhnlich die Geschäftsordnung normirt.

So ist z. B. üblich, nach jeder Sitzung die Tages­
ordnung für die nächste Sitzung bekannt zu geben, und 
zwar ans dem Grunde, damit die Abgeordneten in die 
Lage kommen, sich über die Gegenstände der nächsten Vor­
träge zu informtren und sich darauf vorbereiteii zu können.

Demgemäß werden jene Herren, welche Anträge in 
der nächsten Sitzung einzubrittgen wünschen, ersucht, die­
selben dem Herrn Präsidenten zu übergeben, damit die 
Tagesordnung rechtzeitig versaßt werde; denn wird die 
Tagesordnung erst eine Stunde vor der Sitzung zusam­
mengestellt, so ist dies kein regelmäßiges Verfahren. Die 
Tagesordnung soll früher an den Thüren des Sitzungs­
saales angeschlagen sein, und dem Herrn Landeschef recht­
zeitig überreicht werden, damit derselbe die Gegenstände 
derselben beurtheileu und die Notwendigkeit seines persön­
lichen Erscheinens ermessen könne. Dieselbe soll ferner den 
Landtagsmitgliedern mitgetheilt werden, damit sich diesel­
be», wie ich bereits erwähnte, ans die Debatte vorbereiten.

Alle diese Modalitäten habe ich in dem heute zur 
Sprache gebrachten Entwürfe einer provisorischen Geschäfts­
ordnung aufgenotnnten, und ich glaube, es hätte nicht 
geschadet, denselben wenigstens zu hören, um sich darnach 
zu richten — da man aber den Entwurf nicht hören wollte, 
so ersuche ich abgesondert die Herren nun mehr Ihre Anträge 
vorzulegen.

Abg. Dr. B l e i w e i s  bemerkt, daß er bereits zwei 
Anträge überreicht habe.

P r ä s i d e n t :  Ich bringe somit die Anträge zur 
Kenntniß, welche mir bisher überreicht wurden, und die ich 
in das Programm der Geschäftsordnung für nächsten Mon­
tag aufzunehmen gedenke. Der erste ist ein Antrag des 
Abg. Ambrosch, betreffend die Bestimmung der Diäten für 
die auswärtigen Landtags-Abgeordneten.

Weiters beantragt Abg. Ambrosch, der Landtag wolle 
beschließen, an das ©taatsminifterium ein Gesuch um 
Erlassung eineS Gesetzes vvrzulegctt, vermöge dessen den 
Ackerbauschülern in der Ackerbauschule zu Laibach die zei t ­
l iche Militärbefreiung zugestanden werde, wenn sie in 
allen Gegenständen die VorzngSklasse erhalten.

Endlich beantragt Abg. Ambrosch, der Landtag wolle 
beschließen, eine Bitte, um Ermäßigung deS Viehsalzpreises 
ait den Staatsminister vorznlegen.

Abg. Dr. B l e i w e i S  bemerkt, daß er gleichfalls 
Anträge ciitgcbracht habe, und stellt die Anfrage, ob die­
selben nicht gleichfalls in daö Programm der Tagesord­
nung für die nächste Sitzung aufgenommen werden könnten ?
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P r ä s i de  n t lieSt die nachstehenden zwei Dringlich­
keitsanträge:

1. Da die von der vorbestandenen H. Landes-Regie- 
rung im Jahre 1859 wegen der Zeit deS Moorbrenncns 
prov i sor i sch  erlassene Vorschrift auS landwirtschaft­
lichen Rücksichten eine Modifikation erfordert, welche schon 
im heurigen Herbste in Wirksamkeit zu treten hätte, wird 
beim h. Landtage der Antrag, betreffend: D ie  V e r f a s ­
sung e i nes d e f i n i t i v e n  R e g u l a t i v s  bezüg­
l ich des M o o r b r e n n e n S ,  hiermit eingebracht.

2. Ein allgemeiner Unwille herfcht bei der Bevölke­
rung des Bezirkes Umgebung Laibach's, daß, nachdem die 
Straße nach Salloch als Aerarial-Straße ausgelassen und 
die Erhaltung derselben eine Last der Gemeinden geworden 
ist, doch noch die S t r a ß e n m a u t h  bei  S t .  Pe t e r  
und in K u h t h a l  immerfort eingehoben wird; dadurch 
erscheint der Antrag wegen E i n s t e l l u n g  dieser un­
gebühr l i chen  S t r a ß e n m a u t h  hinreichend motivirt.

Abg. A m b r o s ch: Ich muß de» Herrn D r. Suppan 
ersuchen, in Gemäßheit des gefaßten Beschlusses, nun vor 
Aufhebung der Sitzung die von ihm zur Verfassung der 
Petition gewählten zwei Kollegen dem Landtage namhaft 
zu machen.

Abg. Freih. v. A Psa l t e rn :  Ich habe einen Antrag 
in Betreff der ständischen Gebäude und über die künftige 
Benützung der ständischen Logen im hiesigen ständ. Theater 
anzumelden.

( P r ä s i d e n t  übernimmt den Antrag und fordert den 
Abgeordneten Dr. Suppan auf, sich über die getroffene 
Wahl auszusprechen, worauf derselbe nach kurzer Bespre­
chung die Abgeordneten, LandesgerichtSrath Kromer und 
Custoö Deschmann, namhaft macht, welche von der Ver­
sammlung angenommen werden.

Hiermit schließt der Präsident die Sitzung und ladet 
die Abgeordneten zur nächsten Sitzung für Montag den 
15. I. M ., Vormittags 10 Uhr, ein.)

Schluß der Sitzung um 2 '/, Uhr Nachmittag«.


